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Wir sind die Wenden: Energie  •  Klima  •  Mobilität  •  Gesellschaft  

Begleitgremium
Das Nationale Begleitgremium, 
das das Auswahlverfahren als 
unabhängige gesellschaftliche 
Instanz begleitet, soll eine fai-
re Standortsuche für ein Atom-
mülllager sicherstellen.

Jahrestage
Nach wie vor erinnern verstrahl-
te Gebiete in der Ukraine und in 
Japan an die zwei Super-GAUs. 
Ein polnischer Fotograf besucht 
die Orte regelmäßig, um dem 
Vergessen entgegen zu wirken.

Mauerfall
Die oberirdischen Anlagen des 
so genannten Erkundungsberg-
werks in Gorleben sollen ver-
kleinert werden. Die Bürgerini-
tiative macht sich für den Erhalt 
eines Mahnmals stark.
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Grußwort
ベルリンのご挨拶

Sayonara Nukes Berlin (SNB) ist ei-
ne Gruppe von in Berlin lebenden Ja-
panern, die sich gegen Atomenergie 
einsetzt. Seit 2014 ist es in Berlin Tra-
dition, dass wir bei der Demo zum 
Jahrestag von Fukushima Windrä-
der verteilen, die wir vorher basteln. 
Wenn wir auf die Straße gehen, dre-
hen sich hunderte Windräder im Ber-
liner Stadtzentrum als Symbol der 
Hoffnung für eine atomfreie Zukunft. 
2016 hat Sayonara Nukes Berlin ei-
ne Veranstaltungsreihe „Protestival 
– Nuclear, Democracy and Beyond“ 
organisiert. Es ging vor allem um das 
Thema „Demokratie“: Wie könnten 
Bürgerbeteiligungen konkret ausse-
hen? Schwerwiegende Entscheidun-
gen, die das Leben und den Lebens-
raum vieler Bürger bedrohen könn-
ten, werden, egal in welchem Land, 
meistens von „oben“ getroffen und 
notfalls mit der Staatsgewalt durch-
gesetzt. Mehr Demokratie zu verlan-
gen ist mehr als notwendig – aber 
wie stellen wir sie uns konkret vor? 
So haben wir Martin Donat eingela-
den, um von der langen und vielseiti-
gen Widerstandsgeschichte um Gor-
leben zu lernen.
Tagtäglich sind wir mit schlechten 
Nachrichten aus Japan konfrontiert: 
Verharmlosung oder Vertuschung der 
Fakten in Fukushima, Tricksereien um 
Entschädigungen, politischer Zwang 
zur Rückkehr in verseuchte Gebiete 
und so weiter. Das lähmt uns manch-
mal. Aber von euch lernen wir, was zi-
viler Ungehorsam ist, ein Begriff, der 
sich nur schwer ins Japanische über-
setzen lässt, den zu lernen aber für Ja-
paner von enormer Bedeutung wäre. 
Es gilt: Nicht einfach darauf warten, 
bis der Staat etwas macht, sondern 
selber bewusst und kreativ alternati-
ve Lebensformen entwerfen und sie 
vorleben, wie man das im Wendland 
an so vielen Beispielen sehen kann. 
Das ist das Geheimnis für einen lan-
gen Atem und einen zukunftsfähigen 
Widerstand, den wir mehr denn je 
brauchen.

Yu Kajikawa
Sayonara Nukes Berlin
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zu: Sie hat die wichtige Aufgabe, 
Strukturen aufrecht zu erhalten 
für den Tag, an dem es im Wend-
land doch wieder hoch hergeht. 
Sie will informieren über all die 
kleinen Hintertürchen für die Po-
litik und die Fallen für die Anti-
Atom-Bewegung. Und sie betreibt 

Vernetzung mit anderen Initiativen im Land (Stichwort: 
Solidarität mit anderen Standorten) und mit internati-
onalen Gruppen (Stichwort: Atommüllexport). Kaum 
weniger Aufgaben also als zur Zeit der heißen Aus-
einandersetzungen um Gorleben, diese aber verteilt 
auf spürbar weniger Aktive. Da macht sich gelegent-
lich schon mal Erschöpfung breit – was die gemeine 
Grippe natürlich auszunutzen weiß.
Allzu Besorgnis erregend ist das andererseits nicht, 
denn in der gut 40-jährigen Geschichte des wendländi-
schen Widerstands – und übrigens auch der gesamten 
deutschen Anti-Atom-Bewegung – hat es immer wie-
der Phasen der scheinbaren Ruhe, mindestens aber 
der Neuorientierung gegeben. Sie sind wichtig, um 
Kraft zu tanken, um Strategien als Antwort auf neue 
Situationen zu schmieden und um neue Mitstreiter/ 
-innen zu motivieren. Aus jeder dieser Zeiten sind BI 
und Bewegung gestärkt hervorgegangen.
Während diese Zeilen geschrieben werden, hält die 
Bürgerinitiative im Gasthaus Wiese in Gedelitz unweit 
der Atomanlagen einen „Ratschlag” ab, und auch die 
Hauptversammlung Anfang März wird dem mitglie-
derstärksten Verein Lüchow-Dannenbergs neue Im-
pulse geben. Mag eine Grippe im Moment der Krank-
heit mit Schwäche, Unwohlsein und Kraftlosigkeit 
einhergehen: Sie ist – auf ein Menschenleben genau-
so wie auf die Existenz der Bürgerinitiative betrach-
tet – nichts weiter als ein flüchtiger Wimpernschlag. 

Wundern Sie sich nicht, das Edito-
rial, die Eingangszeilen jeder Aus-
gabe der „Gorleben Rundschau”, 
heute nicht vom Vorsitzenden der 
Bürgerinitiative zu lesen, sondern 
vom verantwortlichen Redakteur 
des Blattes. Eine gemeine Grip-
pe hat Martin Donat heimgesucht 
und fordert bis auf Weiteres ih-
ren Tribut. 
Und irgendwie ist das sympto-
matisch. Weite Teile der Öffent-
lichkeit erachten den jahrzehn-
telangen Konflikt um die Atom-
energie für beendet, gar für be-
friedet: Atomausstieg in Umset-
zung, landesweite Endlagersuche 
begonnen, Castortransporte nach 
Gorleben Geschichte. Im Westen 
nichts Neues, könnte man mei-
nen. Eine Einschätzung, die nicht 
nur in der bundesrepublikani-
schen Öffentlichkeit verbreitet ist, 
sondern auch an der freiwendlän-
dischen nicht spurlos vorbeigeht. 
Und da wird es für die Bürger-
initiative Umweltschutz interes-
sant, kommt ihr große Bedeutung 
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Meldungen

www.Gorleben-Archiv.de

Unsere Geschichte
Sportplatz in Breselenz am 28. Ju-
ni 2003, der „Wild Wendish Cup“ 
um den Alt-Bräsig-Pokal wird aus-
getragen. Ein Spektakel der be-
sonderen Art. Mit Spaß und Le-
bensfreude wird vor dem nächs-
ten Castortransport auf dem grü-
nen Rasen ausgiebig Tempoge-
genstoß, Sturmlauf, Verteidi-
gung, Raumdeckung, fiese Ba-
nanenflanken und wendländi-
sche Geschlossenheit geübt.
Der Hintergrund: Beim Castor-
Transport 2002 ist von der Bäu-
erlichen Notgemeinschaft ein 
neues Dorf bei Splietau gegrün-
det worden. Das Dorf „Alt Brä-
sig“ hatte so Einiges zu bieten. 
Unter der großartigen, einzigarti-
gen, polizeieigenen Flutlichtanla-
ge konnten abendliche und nächt-
liche Sportaktivitäten stattfin-
den. Und so fanden in den Cas-
tor-Transporttagen immer mehr 
Teams den Weg nach „Alt Brä-
sig“ und jagten dem Fußball 
nach. Doch das wohlige Sonn-
tags-Nachmittag-Fußball-Gefühl 
kam in diesen Tagen nicht auf. 
So wird im Juni 2003, bei herr-
lichstem Sonnenschein, das Tur-
nier um den „Alt Bräsig Po-
kal“ unkonventionell und mit-
unter chaotisch ausgetragen. 
Und einige Fragen bleiben of-
fen: Ist es überhaupt gewalt-
frei, einen Fußball zu treten? 
Kann das gegnerische Team 
durch eine Sitzblockade aufge-
halten werden? Kann man ge-
gen rote Karten Widerspruch 
beim Amtsgericht einlegen?
Egal! In diesem Sommer treten 
zehn Mann- und Frauschaften ge-
geneinander an, diesmal ohne Po-
lizei. Sie nennen sich FC Flinke 
Kralle, Wendland Piraten, Black 
Block Panther, IDAS zensiert, FC 
Bauern. 2004 und 2006 wird die-
ses nicht regelkonforme Fuß-
ball-Turnier von der BI Lüchow-
Dannenberg veranstaltet. (bh)

Atommüll weltweit
Welt-Atommüll-Report geplant
Die Grünen-Europapolitikerin Rebecca Harms und 
der Atompolitikberater Mycle Schneider planen, ei-
nen Statusbericht für Atommüll zu initiieren, der 
die Abfallmengen einzelner Länder kategorisiert 
und bilanziert sowie die unterschiedlichen Entsor-
gungsstrategien und deren finanzielle Lücken auf-
zeigt. Der geplante Statusbericht soll sich konzepti-
onell an den regelmäßig erscheinenden „World Nu-
clear Industry Status Report“ (WNISR) anlehnen, 
der zuletzt im vergangenen Herbst in Paris, Trebel, 
Washington, Berlin, Tokio und Peking viel Aufse-
hen erregt hatte und den Autoren zufolge von Pres-
se und Publikum positiv aufgenommen wurde.
„Es wird immer klarer, dass wir etwas zur wachsen-
den Atommüllproblematik und der fehlenden Exit-
Strategie der Länder, die Atomenergie nutzen, ma-
chen müssen“, so Harms. „Wir haben in den letzten 
Jahren keine Präsentation des WNISR erlebt, bei 
der wir nicht gefragt worden wären, warum es kein 

Kapitel oder keine Ausgabe zum 
Problem des Rückbaus und des 
Atommülls gibt.“ Länder und ih-
re Bürger/-innen, die heute noch 
überlegen, in die Risikotechnolo-
gie einzusteigen, müssten nicht 
nur wissen, was es kostet, die Re-
aktoren zu bauen, sondern auch, 
was am Ende realistischerwei-
se noch an Aufgaben und Kos-
ten auf sie zukommt. Rebecca 
Harms: „Ein Konzept haben wir 
in Zusammenarbeit mit Wolfgang 
Neumann und Gordon MacKer-
ron entwickelt. Ein Autorenteam 
ist angefragt und ein Projektma-
nager gefunden. Wir stehen in 
den Startlöchern für einen World 
Nuclear Waste Report!” (gr)

Ökostrom
Aufgepast beim Stromwechsel

Birgit Huneke
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Im Atomkraftwerk Gundremmingen in Bay-
ern ist zum Jahreswechsel Block B endgültig 
abgeschaltet worden. Damit sind in Deutsch-
land noch sieben Reaktoren am Netz, die 
bis spätestens Ende 2022 ebenfalls abge-
schaltet werden. „Viele Menschen haben er-
kannt, dass es auch einen Ausstieg aus der 
Atomkraft und Kohle von unten gibt und 
dass das ein wirkungsvoller Beitrag zum Um-
stieg auf die Regenerativen ist“, merkt die 
Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg an. 
Entsprechend hart ist der Konkurrenzkampf auf 
dem Markt der Öko-Stromer. So hat im Som-
mer 2017 ein wirtschaftlicher Riese erstmals 
seinen Hut in den Ring geworfen: die Deutsche 
Bahn. Und nach Aldi bietet nun auch Lidl grü-
nen Strom an. Auch die alten Energiekonzer-
ne stürmen an den Öko-Markt, offerieren ih-
re Angebote allerdings durch Zweitanbieter 
wie Eon über Lidl oder gründen wie RWE mit 
Innogy Tochterfirmen mit Grünstromproduk-
ten, um zu verwischen, dass hinter dem grü-
nen Angebot die Produzenten von Atom- und 

Kohlestrom stehen. Mit dem An-
gebot steigt auch die Nachfrage. 
So erreichte der Anteil von Öko-
Strom am gesamten Strombe-
darf im ersten Halbjahr 2017 erst-
mals die 35-Prozent-Marke. „Wer 
noch keinen grünen Strom be-
zieht, sollte 2018 den persönli-
chen Ausstieg aus Atom und Koh-
le besiegeln und den Stroman-
bieter wechseln. Wer bereits grü-
nen Strom bezieht, sollte unbe-
dingt überprüfen, wer hinter ei-
nem Anbieter steht“, empfiehlt 
die Umweltinitiative. Ein Wech-
sel des Anbieters sei ganz ein-
fach, in der Regel müsse man nur 
seine Zählernummer vorhalten.
Einen Leitfaden finden Interes-
sierte auf der Website der Bür-
gerinitiative, im Büro der Gor-
leben-Gegner gibt es zudem ei-
nen Flyer zur Orientierung. (we)

Die deutsche Website 
electricitymap.org 
zeigt in Echtzeit, 

wieviel von welcher 
Energie gerade produ-
ziert und, auch über 
Ländergrenzen hinweg, 

transportiert wird.
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BI-Büro
Aktion und Politik

Los ging das neue Jahr mit 
Trips nach Karlsruhe und Ber-
lin, wo das Nationale Begleit-

gremium Tagungen abhielt. So 
lauschten wir den Problemstel-

lungen im Bereich der Zwischen-
lagerung und der Umsetzung 

des Standortauswahlverfahrens 
und trugen unsere Kritik vor. 

Flankierend organisierten wir ei-
ne Veranstaltung zum Thema 

Zwischenlagerung hoch radio-
aktiver Abfälle. Zwei Forscher 
aus dem ENRTIA-Projekt stell-
ten ihre Ergebnisse zum The-

ma „Oberflächenlagerung“ vor. 
Die Probleme waren auch ein 

Thema bei der Atommüllkonfe-
renz in Kassel. Hier rangen die 

Anti-Atom-Initiativen unter sich 
um ein Positionspapier, das ei-

ne Arbeitsvorlage der betroffenen 
Standorte zur Folge haben sollte. 

Betroffenheit erhofften wir uns 
auch von der Veranstaltung „Ak-

tiviert Euch!“. Die BI lud ins Gast-
haus Wiese, wo neue Aktive ge-

wonnen und die alten Hasen zum 
Plausch bei Suppe und Geträn-

ken für kommende Herausforde-
rungen begeistert werden konn-

ten. Mag die mediale Präsenz un-
seres Themas auch abnehmen, 

die Aufgaben sind in Vielfalt und 
Komplexität nicht geringer ge-
worden. Die kurzen Zeitfenster 

für kritische Stellungnahmen set-
zen viele Stunden Recherche und 

interne Beratungen voraus. Fri-
sche Ideen gepaart mit langjähri-

ger Erfahrung sorgen für die nöti-
ge Bewegung in der Bewegung. 
Dass die schon einige Jahre Er-

fahrung auf dem Buckel hat, be-
wies der Filmabend zum Jahres-
tag der Standortbenennung Gor-

lebens am 22. Februar. Helmut 
„Profi“ Koch, selbst Aktiver der 

ersten Stunde,  hatte in liebevol-
ler Eigenarbeit einen Film über 

die Anfänge des Protests in Gor-
leben zusammengestellt. (tk)

Forsmark, Gorleben

Das schwedische Umweltgericht 
Nacka hält das geplante Konzept 
der schwedischen Atommüllge-
sellschaft „Svensk Kärnbränsle- 
hantering” (SKB) für nicht ge-
nehmigungsfähig. Nach sie-
benjähriger Überprüfung sahen 
die Richter „bedeutende Unsi-
cherheiten“, ob die vorgesehe-
ne Technik den Strahlenmüll auf 
längere Sicht sicher einschlie-
ßen könne, berichtet die Berliner 
„tageszeitung“. Ähnlich wie in 
Deutschland hatte der schwedi-
sche Reichstag 1977 den Betrieb 
der Atomkraftwerke von einem 
Endlagerkonzept abhängig ge-
macht. Die SKB legte 1983 einen 
Plan vor, nahe dem Atomkraft-
werk Forsmark den hochradio-
aktiven Müll in 500 Meter Tie-
fe in Felskavernen zu lagern. Vor 
allem die Idee, die abgebrann-
ten Brennelemente in Kupfer 
einzukapseln, galt als besonders 
klug. So sollten die Behälter für 
Jahrtausende sicher einschlos-
sen werden. Inzwischen ist klar, 
dass Kupfer – allen Vorhersagen 
zum Trotz – schneller korrodiert 
als angenommen und damit Ra-
dioaktivität in die Biosphäre ein-

Herber Rückschlag für Endlager in Schweden

Torben Klages

treten kann. „Die Notwendigkeit von Rücksprün-
gen drängt sich nach dem schwedischen Desas-
ter auf, auch für die Endlagersuche in der BRD“, 
so der Sprecher der Bürgerinitiative Lüchow-Dan-
nenberg (BI), Wolfgang Ehmke. Auch ein verglei-
chendes Verfahren, wie es jetzt angestrebt wird, 
könne ohne die festgelegte Möglichkeit von Rück-
sprüngen in die Leere führen oder am Ende den 
Druck erhöhen, Gorleben trotz aller geowissen-
schaftlichen Bedenken zu realisieren.
Die BI warnt: Salz kann sehr wohl unter Druck 
und durch den Wärmeeintrag Risse bilden. „Das 
ist seit zwei Jahren bekannt. Trotzdem wird Salz 
weiter als Endlagermedium gehandelt“, kriti-
siert Ehmke. Künftige Eiszeiten würden den Un-
tergrund durchwalken, trotzdem seien Gebiete, 
die von Eiszeiten betroffen wurden und werden, 
nicht bei der Endlagersuche ausgeschlossen.
Rücksprünge, die auf wissenschaftlichen Unter-
suchungen basieren, sind im Standortauswahlge-
setz (StandAG) zwar erwähnt, weil ein „lernendes 
Verfahren“ proklamiert wurde. Ehmke: „Sie sind 
aber nirgendwo gesetzlich oder verfahrenstech-
nisch geregelt, geschweige denn festgeschrie-
ben. Nicht einmal dem Nationalen Begleitgre-
mium, das zwischen Bundestag, Behörden und 
der interessierten Öffentlichkeit vermittelt, wur-
de das Recht zugesprochen, Rücksprünge einzu-
fordern.“ Das müsse nach den Erkenntnissen aus 
Schweden, wo es hieß, europaweit sei man am 
weitesten mit der Endlagersuche, durch eine No-
velle des StandAG korrigiert werden. (pm)

Illustration des geplanten Atommülllagers am AKW Forsmark,

rund 120 Kilometer nördlich von Stockholm
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Nachgetreten
Ruhe! Vor dem Sturm!
Oh, Mann, kaum mal eben zur Ru-
he gelegt, da wird schon wieder 
stürmisch nach 1500 Zeichen ge-
fragt. Wenn man nun an Schlaf-
mangel stirbt, will keiner dafür 
verantwortlich sein. Verdamm-
ter Punk! Weder Sturm der Ruhe, 
noch Ruhe vor dem Sturm.
Jedenfalls ein Sturm der Entrüs-
tung (Wat is’ dat? So ’ne Art An-
tikriegssturm?) würden wohl 
die lostreten, die sich den Erhalt 
der Lebensgrundlage auf Fah-
nen schreiben, wenn sie erfahren, 
dass Altöl so entsorgt wird, dass 
das den erwähnten Erhalt be-
droht. Ach, da war doch mal was 
zu Fahnen und Altöl.
Als wir damals, 1979, hierher ka-
men, voller Aufbruchstimmung, 
mit stürmischem Tatendrang dem 
Lebensstil des Mainstreams zu 
trotzen und Umwelt zu schützen, 
wurde als fast erste umwelt-po-
litische Aktion ’ne schwarze Fah-
ne gehisst. Schwarz wie Altöl. So 
schwarz, dass auf der nix zu lesen 
war – von Lebensgrundlage und 
so. Na ja, und Auto fuhren wir na-
türlich auch. Diese benötigen nun 
mal ’nen Ölwechsel. Bloß: Wohin 
mit Altöl? Ein Bekannter: „Man-
che streichen – gesetzeswidrig – 
damit Fachwerk.” Als, ähm, Ver-
witterungsschutz, was damals 
schon verboten war. Es kam zu-
sammen, was nach uns’rer öko-
logisch-ökonomischen Denke zu-
sammen gehörte: Altöl preisgüns-
tig am Häusle entsorgen, Anti-
Mainstream leben – und es war so 
schön verboten. Sauber, nix wie 
ran an die Arbeit, im festen Glau-
ben, Fachwerk, Anti-Mainstream 
und der Umwelt zu dienen. Das 
wir freakige Anti-Atom-Öko-An-
archos Umweltsauerei begingen, 
verbot uns unser sauberes Gewis-
sen zu erkennen. Bevor nun mög-
liche Entrüstung mich einölt, leg’ 
ich mich doch nochmal zur Ruhe. 
Vor dem Sturm. (bodo)

Nukleare Kette I
Atomstandort Lingen schließen!
Angesichts der grenznahen Lage des Atomkraft-
werks Lingen sowie der heftig umstrittenen Brenn-
elementexporte zu Pannenreaktoren in Belgien und 
Frankreich unterstützen mittlerweile 304 Initiati-
ven, Verbände und Parteigliederungen die Resolu-
tion „Atomstandort Lingen nicht länger tolerieren”. 
Die Unterstützer erwarten, dass die neue Bundesre-
gierung und die niedersächsische Landesregierung 
sowohl das altersschwache Atomkraftwerk wie 
auch die Brennelementefabrik umgehend stilllegen. 
Zwei Gutachten für das Bundesumweltministeri-
um bestätigten vor kurzem, dass auch die Brennele-
mentefabrik rechtssicher stillgelegt werden kann. 
„Das AKW Emsland ist nun fast 30 Jahre am Netz 
und damit ziemlich in die Jahre gekommen, die 
Brennelementefabrik beliefert immer wieder Atom-
kraftwerke wie Tihange, Doel, Cattenom und Fes-
senheim, die vor allem für schwerwiegende Pan-
nen und gravierende Sicherheitsmängel bekannt 
sind – es gibt keinen Grund, warum diese beiden 
Atomanlagen weiter betrieben werden sollten. Der 
Atomausstieg muss jetzt auch im Emsland unver-
züglich umgesetzt werden“, forderte Christina Bur-
chert vom Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf.
Anfang Februar fand darum eine Mahnwache vor 
der Düsseldorfer Staatskanzlei statt, weil NRW-Mi-
nisterpräsident Armin Laschet für die CDU in den 
Koalitionsverhandlungen die zukünftige Atompo-

litik in Deutschland maßgeblich 
mitbestimmt habe. Noch letz-
ten Sommer habe er dabei einen 
Exportstopp für Brennelemen-
te von Lingen nach Tihange und 
Doel gefordert, dies aber jetzt in 
die Koalitionsverhandlungen mit 
der SPD nicht eingebracht. Von 
Niedersachsens Ministerpräsi-
dent Stephan Weil (SPD) sei zur 
Atompolitik gar nichts zu hören.
Zugleich kritisierten die Initiati-
ven und Verbände, dass Deutsch-
land nun auch den neuen finni-
schen Reaktor Olkiluoto 3 aus Lin-
gen mit frischen Brennelemen-
ten zur Inbetriebnahme versor-
ge. Mit den entsprechenden Ex-
portgenehmigungen für Olkilu-
oto 3 habe die Bundesregie-
rung erneut das Gefahrenpoten-
zial eines schweren Reaktorun-
glücks in Europa erhöht. Zudem 
befürchten die Atomkraftgegner, 
dass schon bald wieder neue Ex-
portgenehmigungen für Tihan-
ge, Doel, Cattenom und Fessen-
heim erteilt werden könnten. (ac)

Nukleare Kette III
Was wird aus URENCO?

Nukleare Kette II
Kazaguruma-Demo
Am Samstag, dem 10. März findet in Ber-
lin erneut die Kazaguruma-Demonstrati-
on statt. Sie trägt in diesem Jahr den Ti-
tel: „Die nukleare Kette brechen”. Die Ver-
anstalter, ein Bündnis aus zahlreichen Initi-
ativen und Verbänden, sagen dazu in ihrem 
Aufruf: „73 Jahre nach Hiroshima und Naga-
saki, 32 Jahre nach Tschernobyl und 7 Jah-
re nach Fukushima müssen wir die nuklea-
re Kette weltweit brechen, um das atomare 
Zeitalter Geschichte werden zu lassen!” Die 
Demonstration startet um 13 Uhr auf dem 
Pariser Platz am Brandenburger Tor. (pm)
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Die japanische Regierung plant 
nach Medienberichten die Über-
nahme des zum Verkauf stehen-
den Uranunternehmens UREN-
CO. In Deutschland betreibt es 
die Urananreicherungsanlage 
(UAA) in Gronau. Linken-Politi-
ker Zdebel: „Die UAA ist in der 
Lage, atomwaffenfähiges Uran 
herzustellen. Wer Atomausstieg 
und Abrüstung will, muss diese 
Anlagen stilllegen und nicht teu-
er verscherbeln.” (gr)



Meldungen

Wandel im Wendland
Rettet die Nacht!

Das Wendland ist im Wandel, 
auch bei uns nimmt die Lichtver-

schmutzung Jahr für Jahr zu.
Dabei haben wir – schon mal 

bemerkt? – hier noch echte 
Nacht. So dunkel wie bei uns 
ist es nur noch auf zwei Pro-

zent der Fläche Deutschlands. 
Dunkle Hotspots wie die Göhr-

de und die Nemitzer Heide kom-
men sogar auf Dunkelheits-

Spitzenwerte, wie sie sonst nur 
in Wüsten erreicht werden. 

Das freut den Sternenfreund, 
aber auch die Fauna. Viele Tie-

re, Insekten wie Wirbeltiere, sind 
auf Dunkelheit angewiesen, der 

Umweltschutz hat die Nacht bis-
her aber meist ausgeklammert.

Lichtverschmutzung ist die 
Summe aller nächtlichen Be-
leuchtung. Um unsere Nacht 

zu erhalten, müssen wir drau-
ßen intelligent beleuchten: 

So wenig wie möglich, nach un-
ten gerichtet, mit warmer Licht-

farbe, denn blauweißes Licht 
strahlt weiter und stört Tie-
re mehr, und möglichst zwi-

schen 23 und 6 Uhr sämt-
liches Licht abschalten.

Wichtig ist es gerade jetzt, wo 
viel öffentliche Beleuchtung auf 

LED-Technik umgestellt wird, 
mit offenen Augen durch die lo-

kale Nacht zu gehen. Denn lei-
der wird bei der Renovierung in 

den Orten und Dörfern oft auf 
kalte Lichtfarbe umgestellt, und 

leider oft auch nach dem Mot-
to verfahren: „Es darf auch et-

was mehr sein, denn wir verbrau-
chen ja weniger Energie.“ So er-

freulich ein geringerer Stromver-
brauch ist, bleibt die Konsequenz 

der meisten Bürgermeister/-in-
nen doch falsch. Entdeckt eure 

Dunkelheit, und helft, sie zu be-
wahren! Um den Erhalt der Nacht 

kümmert sich auch die kürz-
lich gegründete Initiative „Ster-

nenparadies Elbtalaue“. (ms)

Die WachstumsWende Wend-
land, die Arbeitsgemeinschaft 
Natur und Umwelt (ANU) sowie 
die Bürgerinitiative Lüchow-Dan-
nenberg laden für Freitag, den 29. 
Juni zu einer Veranstaltung mit 
Alberto Acosta ein. Der internati-
onal anerkannte Politiker kommt 
aus Ecuador und ist leidenschaft-
licher Verfechter der Lebenskultur 
der indigenen Völker Südameri-
kas. Er spricht (in deutscher Spra-
che) zum Thema „Buen Vivir – 
das Recht auf ein gutes Leben“.
Der spanische Begriff beschreibt 
das ursprüngliche, traditionel-
le, Jahrhunderte alte Leben und 
Wirtschaften der indigenen Völ-
ker der Andenregion und des 
Amazonasgebiets Südamerikas, 
das sich gründet auf ein solidari-
sches Miteinander der Menschen 
und das im Einklang und in Har-
monie mit der Natur, mit „Mut-
ter Erde“ steht. Die Veranstaltung 
soll Wege zu einer menschliche-
ren Gesellschaft aufzeigen, wie 
sie in der Kultur der indigenen 
Völker Südamerikas verankert ist.
Acosta geht der Frage nach, wel-
che Ideen und Vorstellungen, wel-
che politischen Leitlinien sich 
aus dem „Buen Vivir“ für die 
westliche Welt entwickeln las-
sen, deren Wirtschaft unaufhör-
lich wächst und bestimmt wird 
von Konkurrenz und Verschwen-
dung von Ressourcen, dabei Um-
welt und Natur zerstört und Men-
schen in den Ländern des Südens 
ihre Lebensgrundlage nimmt. 
Acosta schreibt: „Angesichts des 
Scheiterns der aktuellen Wachs-
tums- und Fortschrittskonzep-
te in der westlichen Welt und der 
drohenden ökologischen und so-

zialen Krisen werden neue Ideen heute zu einer 
Frage des Überlebens. Das Konzept des ,Buen Vi-
vir‘ gewinnt dabei zunehmend an Bedeutung ...“
Alberto Acosta übt Kritik an einem unauf-
hörlichen Wirtschaftswachstum und warnt 
vor dessen dramatischen Auswirkungen.
Auf einer internationalen Konferenz in Berlin sag-
te er schon 2010: „Wenn wir mit dem ständigen 
Wachstum, mit einer unaufhörlichen Produkti-
on materieller Güter so weitermachen, wird un-
ser Planet kollabieren durch Auswirkungen der 
steigenden Erderwärmung, Naturzerstörung 
und dem Verlust der Biodiversität weltweit.“
Acosta war bis 2008 in Ecuador Minister für Ener-
gie und Bergbau, im Jahr 2013 Präsidentschafts-
kandidat und als Präsident der verfassungsgeben-
den Versammlung Ecuadors maßgeblich an der In-
tegration des „Buen Vivir“ in die Verfassung Ecu-
adors verantwortlich. Im November 2017 erhielt 
er zusammen mit Prof. Schellnhuber, Präsident 
des Klimaforschungsinstituts in Rostock, den Car-
lowitz-Nachhaltigkeitspreis. Heute arbeitet er als 
Professor für Ökonomie an der Lateinamerikani-
schen Fakultät für Sozialwissenschaften in Quito. 
Neben Acosta wird auch der Wachstumskriti-
ker Prof. Niko Paech von der Universität Sie-
gen sprechen. Die „Grupo Sal“ wird mit ihrer lei-
denschaftlich und kraftvoll vorgetragenen Mu-
sik den Abend abrunden. Die lateinamerikani-
schen Rhythmen und politischen Liedtexte sind 
ein zentraler Teil der Veranstaltung. Seit über 
30 Jahren setzt sich „Grupo Sal“ mit ihrer Mu-
sik für eine gerechtere Welt und für ein würde-
volles Miteinander der Menschen ein, hatte un-
ter anderem Auftritte mit Ernesto Cardenal und 
gilt als bedeutende Stimme Lateinamerikas. (hk)

Die Veranstaltung findet am Freitag, dem 29. Juni 
2018 im VERDO in Hitzacker statt und beginnt um 
19 Uhr. Der Eintritt ist frei, Spenden sind 
erwünscht.

Initiativen aus dem Wendland können vor 
der Veranstaltung in der Zeit von 17 bis 19 
Uhr im Foyer des VERDO ihre Arbeit zu „Gu-
tes Leben im Wendland“ präsentieren.

Michail Schütte

Veranstaltung in Hitzacker
Buen Vivir – Das Recht auf ein gutes Leben
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Atommüll  Im gesamten Bundesgebiet werden in den nächsten Jahren alle geologisch infrage kommenden Regionen vergli-
chen, um den Standort zu finden, der die bestmögliche Sicherheit für die Lagerung von Atommüll gewährleisten kann. Das 
Nationale Begleitgremium, das dieses Auswahlverfahren als unabhängige gesellschaftliche Instanz begleitet, soll für eine 
faire Standortsuche sorgen. Das Gremium hat einen eng getakteten Terminplan: Mitte Januar ging es in Karlsruhe nicht um 
die Endlagersuche, sondern den damit verbundenen Themenkomplex: der Langzeitzwischenlagerung. Anfang Februar wur-
de in Berlin über die Suche nach einem Endlager gesprochen. Ein Bericht von Wolfgang Ehmke.

Die Volks-Vertreter

zende, Professorin Miranda Sch-
reurs und Professor Klaus Töp-
fer, konnten auf der gut besuchten 
Veranstaltung Bürgermeister/-in-
nen und Anti-Atom-Aktivist/-in-
nen von rund der Hälfte der sech-
zehn Zwischenlagerstandorte be-
grüßen. Töpfer drückte sein Be-
dauern darüber aus, dass Jochen 
Flasbarth, der neue Chef der bun-
deseigenen Gesellschaft für Zwi-
schenlager (BGZ) und Staatsse-
kretär im Bundesumweltministe-
rium, seine Teilnahme abgesagt 
hatte.
Beate Kallenbach-Herbert vom 
Öko-Institut Darmstadt verwies 
in ihrer gutachterlichen Stellung-
nahme auf die vielen ungeklär-
ten Fragen. Es gebe erheblichen 
Forschungsbedarf hinsichtlich 
der Frage, welchen Einfluss eine 
überlange Lagerzeit auf das Be-
hälterinventar habe. Bisher gebe 
es nur das Instrument einer perio-
dischen Sicherheitsüberprüfung, 
Messungen und eine Inaugen-
scheinnahme von außen. Für die 
Reparatur eines defekten Primär-
deckels sei eine heiße Zelle von-
nöten, wegen der starken Strah-
lung also eine ferngesteuerte Ar-
beit hinter dicken Betonmauern. 

Doch weil bisher eine Langzeitla-
gerung nicht angedacht worden 
ist, gebe es nicht einmal ein Re-
gelwerk zur Überprüfung des Be-
hälterinventars.
Das räumte auch Dr. Christoph 
Bunzmann vom Bundesamt für 
kerntechnische Entsorgungs-
sicherheit (BFE) ein. Prof. Bru-
no Thomauske, einst zustän-
dig im Bundesamt für Strahlen-
schutz (BfS), warnte in der Dis-
kussion eindringlich davor, be-
stehende Genehmigungen ein-
fach zu verlängern. Defekte Hüll-
rohre von abgebrannten Brenn-
elementen könnten zerbröseln, 
Thomauske schloss die Gefahr 
einer Kritikalität nicht aus. Zu be-
denken sei auch, dass die 1900 
Castorbehälter, die es bis zum En-
de der Atomkraftnutzung geben 
wird, noch einmal bewegt wer-
den müssen – hin zu einem Endla-
ger. In dem zweiten Punkt, ob die 
bestehenden Wandstärken von 
Ahaus und Gorleben ausreich-
ten, um Anschläge verhindern zu 
können, wurde er noch deutlicher 
und plädierte für Neubauten oder 
eine gänzlich neue Zwischenla-
gerstrategie.
Ein geeignetes „Übungsfeld“ für 

2031 soll ein Endlagerstandort de-
finitiv feststehen, und 2050 wird 
die Einlagerung von hochradio-
aktivem Müll in ein tiefengeologi-
sches Lager beginnen – das ist der 
offizielle Fahrplan der Bundesre-
gierung. Doch an diesen Zeitplan 
glaubt niemand wirklich, nicht 
einmal mit Gorleben als „schnel-
ler Lösung“ im Paket.

» Tagung in Karlsruhe zum
Thema Langzeitlagerung

Die Zwischenlagerung wird deut-
lich länger als 40 Jahre dauern, 
und damit verbunden ist ein Bün-
del von Fragen, das die Sicherheit 
der Anlagen und deren Alterung 
betrifft, aber auch, wie Zwischen-
lager gegen Flugzeugabsturz oder 
terroristische Attacken in Zu-
kunft gesichert werden können.
Das Nationale Begleitgremium 
(NBG), das eigentlich die Endla-
gersuche begleiten soll, lud des-
halb Mitte Januar zu einer Tagung 
in Karlsruhe ein, um einen Impuls 
an die Politik und die zuständigen 
Behörden zu geben, sich mit die-
ser „Lücke“ zu befassen.
Das NBG traf offensichtlich den 
Nerv der Zeit, denn dessen Vorsit-

Nationales Begleitgremium
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Nationales Begleitgremium

eingeladen. Rund 120 Menschen 
aus Behörden, Instituten und in-
teressierte Bürger/-innen kamen 
in der ehemaligen Jerusalemkir-
che zusammen, um über das ho-
chumstrittene Konzept der Öffent-
lichkeitsbeteiligung, das vom Bun-
desamt für kerntechnische Entsor-
gungssicherheit (BfE) vorgelegt 
wurde, über geologische Aus-
schlusskriterien der Endlagersu-
che und die Aufarbeitung der Atom-
müll-Geschichte zu debattieren.
Das Impulsreferat für die Ge-
schichtsdebatte hielt Birgit Hu-
neke vom Gorleben Archiv in Lü-
chow. Ursula Heinen-Esser, die 
Geschäftsführerin der Bundesge-
sellschaft für Endlagerung (BGE), 
befasste sich mit der Abfrage die-
ser federführenden Behörde zu 
den Ausschlusskriterien, dem ers-
ten Schritt bei der Endlagersuche.
Heinen-Esser musste einräu-
men, dass zwar alle Bundeslän-
der Daten geliefert haben, aber 
nur acht in digitaler Form, die 
Qualität der Rückmeldungen lie-
ße eine rasche Bearbeitung nicht 
zu. Zu der Frage, ob Länder auch 
bewusst Daten zurückhalten, da-
mit der Kelch der Endlagersuche 
an ihnen vorbeiginge, antwor-
teten BGE-Vertreter/-innen sehr 
selbstbewusst, dass sie nicht da-
von ausgingen. Ein Problem sei 
jedoch, dass bisher die gesetzli-
che Grundlage für die Veröffent-
lichung von Daten von Privatfir-
men, die sie aus Bohrungen ge-

wonnen haben, nicht reicht. Hei-
nen-Esser mahnte ein Geowissen-
schaftsdatengesetz an.
Schließlich stellte Dr. Jörg Tiet-
ze von der BGE die Ausschluss-
kriterien dar. Über die bekannten 
Kriterien wie seismische, vulka-
nische und bergbauliche Aktivi-
täten hinaus, so forderte es die BI 
Lüchow-Dannenberg (BI), müss-
ten auch die neueren Erkenntnis-
se aus der Eiszeitforschung Be-
rücksichtigung finden. Die BI reg-
te an, dass das NBG zu diesem 
möglichen Ausschlusskriterium 
wissenschaftliche Gutachten in 
Auftrag gibt.
Ein weiterer Punkt, der auch im 
Abschlussplenum angesprochen 
wurde, war die Frage, wie künf-
tig über offizielle Stellen hinaus an 
das BGE Daten übermittelt werden 
können. Unlängst hatten die BI und 
das Gorleben-Archiv unter dem Ti-
tel „Untergrundamt Gorleben-Sol-
leben, Postfach 1004“ das BGE an-
geschrieben und eine Literaturliste 
zur Eiszeitforschung eingereicht. 
Ehmke führte darüber hinaus die 
vergessenen Tiefbohrungen aus 
der Zeit des Kalibooms vor über 
100 Jahren im Raum Gorleben als 
Beispiel ins Feld. Dazu führte Tiet-
ze aus, dass es Überlegungen zu 
einer derartigen Online-Plattform 
des BGE gebe. Dort, so ein Vor-
schlag aus dem Plenum, könn-
ten auch Whistleblower aus Be-
hörden ihre Kennt-
nisse einbringen.

Die Volks-Vertreter
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die angestrebte Partizipation bei 
der Endlagersuche sei die notwen-
dige gesellschaftliche Verständi-
gung über eine Ertüchtigung von 
Zwischenlagern beziehungsweise 
erforderliche Neubauten, damit 
es keine Sicherheitslücke bis zur 
Endlagerung gibt – damit befass-
ten sich der Partizipationsexperte 
Hans Hagedorn und der Rechtsan-
walt Hartmut Gaßner in der zwei-
ten gutachterlichen Stellungnah-
me. Auch hier spielte die Tatsa-
che, dass die Genehmigungen in 
Gorleben und Ahaus 2034 bezie-
hungsweise 2036 auslaufen, eine 
große Rolle.
Ratlos blieben die Teilnehmer/ 
-innen der Veranstaltung mit der 
Frage zurück, wer sich in Zukunft 
der Probleme der Zwischenlage-
rung annehmen wird. Es sickerte 
durch, dass das Bundesumwelt-
ministerium (BMUB) verhindern 
will, dass das Nationalen Begleit-
gremium sich mit dieser Frage 
beschäftigt. Deshalb muss jetzt 
vom BUMB nachdrücklich gefor-
dert werden, ein geeignetes Gre-
mium zu schaffen, bei dem sich 
die interessierte Öffentlichkeit, 
die Initiativen und die betroffe-
nen Bürgermeister/-innen zu die-
ser Thematik einbringen können. 

» Tagung in Berlin zum
Thema Endlagersuche

Für Anfang Februar hatte das NBG 
zu einer Folgetagung nach Berlin 

Das Nationale Be-
gleitgremium soll 

für eine faire Suche 
nach einem Stand-

ort für ein Atom-
mülllager sorgen. 

Die Mitglieder dür-
fen weder einer ge-
setzgebenden Kör-
perschaft des Bun-

des oder eines Lan-
des noch der Bun-

des- oder einer 
Landesregierung 

angehören. Sie 
dürfen keine wirt-
schaftlichen Inter-

essen in Bezug auf 
die Standortaus-

wahl oder die End-
lagerung haben.
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Deutschland hat ein Zwischenla-
ger-Problem – und kein Konzept, 
wie es gelöst werden könnte. Im 
Prinzip gibt es drei Möglichkeiten:
Entweder die bestehenden Zwi-
schenlager werden auf den Stand 
von Wissenschaft und Technik ge-
bracht, und dies so, dass sie 100 
Jahre möglichst guten Schutz bie-
ten. Nicht nur vor unkontrollierba-
ren Kettenreaktionen in den Cas-
toren, sondern auch vor Flugzeug-
abstürzen oder Terrorangriffen 
mit panzerbrechenden Waffen.
Oder ein Teil der Zwischenlager 
wird stillgelegt und die Castoren 
in Neubauten transportiert. 
Oder aber es werden einige weni-
ge große und moderne Zwischen-
lager gebaut, in denen alle Cas-
toren auf Jahrzehnte zwischen-
gelagert und auch geöffnet wer-

den können. Beispielsweise ein 
Eingangslager Nord und ein Ein-
gangslager Süd.

» Neue Studie zur
Bürgerbeteiligung

Alle diese Optionen haben gra-
vierende Nachteile, nicht zuletzt 
für die Bevölkerung der Regio-
nen, in denen sie bereits stehen 
oder möglicherweise noch gebaut 
werden. Alle Handlungswege sind 
schwer konfliktträchtig. Aber der 
jetzige Zustand ist unhaltbar – 
Deutschland braucht ein „Nati-
onales Zwischenlagerkonzept“. 
Dringend. 
Das ist auch deswegen eine atom-
politische Mammutaufgabe, weil 
das dafür notwendige Vertrau-
en zwischen Bürger/-innen, Poli-

tik, Behörden und Wissenschaft 
schwer beschädigt ist. Mit der 
Frage, wie es wieder herzustellen 
wäre, beschäftigt sich eine Stu-
die 1 von Hans Hagedorn und 
Hartmut Gaßner, in Auftrag ge-
geben vom Nationalen Begleit-
gremium (NBG). 2

Dazu muss man wissen, dass die-
sem NBG vom Standortauswahl-
gesetz 3 eigentlich die Aufga-
be zugewiesen wurde, die Suche 
nach einem Atommüll-„Endlager“ 
zu begleiten, Konflikte frühzeitig 
auszumachen und Vorschläge zu 
ihrer Befriedung zu unterbreiten. 
Die beiden Co-Vorsitzenden Klaus 
Töpfer und Miranda Schreurs ge-
ben sich damit jedoch nicht zufrie-
den, sondern haben schon im Vor-
feld mehrere öffentliche Diskus-
sions-Veranstaltungen zur Endla-

Nationales Begleitgremium
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Gestörtes Vertrauen
Das Zwischenlagerproblem und die Öffentlichkeit

Studie  Spätestens im Jahre 2031 soll es in Deutschland einen Standort geben, an dem ein möglichst sicheres „Endlager“ 
für hochradioaktiven Atommüll errichtet werden kann. Dieses Ziel hat der Bundestag – also der Gesetzgeber – im Standort-
auswahlgesetz vorgegeben. Inzwischen dürfte aber allen Beteiligten klar sein, dass dieser Zeitplan nicht eingehalten wer-
den kann. Die Genehmigungen der Zwischenlager selbst wie auch die der Castorbehälter mit dem strahlenden und heißen 
Abbrand aus den Atomkraftwerken werden in der Regel lange abgelaufen sein, bevor ein „Endlager“ zur Verfügung stehen 
wird. Ganz abgesehen davon, dass dünnwandige und weitgehend ungeschützte Wetterschutzhallen wie in Gorleben heute 
als Zwischenlager gar nicht mehr genehmigungsfähig wären. Eine Analyse von Wolf-Rüdiger Marunde.
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gersuche organisiert. Dabei ging 
es in weiten Teilen um die Frage, 
wie eine Beteiligung der Öffent-
lichkeit aussehen sollte. Auch die 
Zwischenlager-Problematik hat 
das Nationale Begleitgremium in 
den Blick genommen, zuletzt mit 
einer Veranstaltung Mitte Januar, 
auf der die die Studie von Hage-
dorn und Gaßner vorgestellt wur-
de (s. Bericht ab Seite 8).

» Verzahnung der
Öffentlichkeitsbeteiligung 

Hagedorn und Gaßner gehen da-
von aus, dass auch die Erarbei-
tung und Realisierung eines Zwi-
schenlagerkonzeptes die Beteili-
gung der Öffentlichkeit braucht. 
Nur so sei die notwendige Ver-
trauensbasis zwischen Bürger-
schaft und Politik herzustellen: Ei-
ne Grundvoraussetzung nicht nur 
für eine „Zwischenlagerung“ über 
viele Jahrzehnte, sondern auch 
für die Auswahl eines „Endlager“-
Standortes. „Je weniger es ge-
lingt, ein breites gesellschaftli-
ches Aufgabenverständnis für 
die Zwischenlagerung zu entwi-
ckeln,“ so die Autoren der Stu-
die, „desto schlechter stehen die 
Chancen, mit Hilfe aller Akteure 
einen Endlagerstandort mit der 
bestmöglichen Sicherheit zu fin-
den.“
Hagedorn und Gaßner wollen die 
Öffentlichkeitsbeteiligung beim 
Zwischenlagerkonzept mit dem 
Standortauswahlverfahren für 
die Atommüll-Endlagerung „ver-
zahnen“ und es „entlang der glei-
chen Prinzipien modellieren“. Al-
lerdings müsse das Zwischenla-
ger-Verfahren sofort starten, al-
so 2018, und damit lange vor dem 
Start der Öffentlichkeitsbeteili-
gung bei der Endlagersuche. Be-
reits ein Jahr später solle dann 
ein Konzept für die Zwischenla-
gerung des Atommülls vorliegen, 
das wiederum die Suche nach ei-
nem „Endlager“ beeinflusse. 

» Bürgerbeteiligung trainieren 

Dabei geht es Hagedorn und Gaß-
ner nicht nur um das Ergebnis, 
sondern auch um den Weg dort-
hin: Das Zwischenlagerverfahren 
solle auch als „Lernort“ für das 
Endlagerverfahren dienen, „of-

fene und faire Dialogsituationen 
könnten trainiert, verloren gegan-
genes Vertrauen neu aufgebaut 
werden.“
Im Prinzip ist das ein richtiger Ge-
danke. Allerdings ist gerade das 
Standortauswahlgesetz (Stan-
dAG) nicht geeignet, verloren 
gegangenes Vertrauen neu auf-
zubauen. Kern des Gesetzes ist 
die „Legalplanung“, ein absolu-
tes Novum in der bundesrepub-
likanischen Geschichte: Das Ver-
fahren wird der Überprüfung 
durch Gerichte, die in normalen 
Planungsverfahren möglich ist, 
weitestgehend entzogen. Nach je-
dem Verfahrensschritt entschei-
det der Bundestag über die Emp-
fehlung des Bundesamtes für 
kerntechnische Entsorgung und 
macht daraus ein Gesetz, gegen 
das nur noch vor dem Bundes-
verfassungsgesetz geklagt wer-
den kann. Und das auch nur dann, 
wenn eine Klage wegen verfas-
sungsrechtlicher Bedenken zu-
gelassen wird. Rückschritte, et-
wa weil sich der aktuelle Stand 
von Wissenschaft und Technik ge-
ändert hat, sind dabei nicht vor-
gesehen.
Die Mitwirkung der Öffentlichkeit 
ist zwar in mehreren Beteiligungs-
formaten möglich und erwünscht. 
Aber nur informell, als Empfän-
ger der Informationen, die vom 
Bundesamt kommen. Die Rechte 
der Bürgerkonferenzen sind vom 
Gesetz so weitgehend beschnit-
ten und stecken in einem so en-
gen zeitlichen Korsett, dass eine 
gründliche Willensbildung kaum 
möglich ist. Von einer Mitwir-
kung an Entscheidungsprozessen 
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Oeffentlichkeitsbeteiligung.pdf?__blob=publicationFile&v=6

6 www.bgz.de

7 www.bmub.bund.de

8 www.bge.de

Das
StandAG ist 
nicht geeig-

net, verloren 
gegangenes 

Vertrauen neu 
aufzubauen

ganz zu schweigen. Die ist ausge-
schlossen.

» Akteur und Kontrolleur
zugleich

Hier spielt das Bundesamt für 
kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit (BfE) 4  eine entschei-
dende Rolle. Diese Behörde führt 
das Verfahren, bei ihr laufen alle 
Fäden zusammen. Sie ist nicht nur 
zentraler Akteur, sondern auch 
zentraler Kontrolleur des Verfah-
rens, direkt unterstellt dem Bun-
desministerium für Umwelt. Das 
BfE ist auch Träger der Öffentlich-
keitsbeteiligung, es beruft die Be-
teiligungs-Konferenzen, richtet 
deren Geschäftsstellen ein und 
führt die Informationsplattform, 
auf der alle „wesentlichen“ Do-
kumente – beziehungsweise die, 
die das BfE für wesentlich hält – 
zu finden sein sollen.

» Ein entlarvender Satz 

Sein Verständnis von Bürgerbe-
teiligung hat das Kontroll- und 
Leitungsorgan BfE in einer Bro-
schüre „Unterschiedliche Rollen 
– ein Ziel; Positionspapier zur Öf-
fentlichkeitsbeteiligung“ (Januar 
2018, 5) veröffentlicht: Bei der 
Öffentlichkeitsbeteiligung kom-
me es „entscheidend darauf an, 
den Bürgerinnen und Bürgern re-
alistische Erwartungen hinsicht-
lich der Beteiligung zu kommu-
nizieren, was auch die Grenzen 
der Beteiligung deutlich machen 
sollte.“ Es gelte das „Primat der 
Ergebnisorientierung“. Am deut-
lichsten wird die Einstellung des 

Nationales Begleitgremium
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und als Chefredaktion der Konfe-
renz arbeitet: Sie wählt die Texte 
aus, bearbeitet sie und entschei-
det dabei allein über alle Textän-
derungen. Schon an dieser Stelle 
haben die Teilnehmer/-innen der 
„Konferenz Zwischenlager“ kei-
nerlei Befugnisse mehr.
Analog zu den „Regionalkonfe-
renzen“, die in den Regionen der 
Standorte gebildet werden, die 

obertägig untersucht wer-
den sollen, schlagen 

Hagedorn und Gaß-
ner auch an je-

dem Zwischen-
lagerstandort 
die Bildung ei-
ner „Begleit-
gruppe“ vor. 
Sie soll die 

„wesentlichen 
Vorschläge und 

Entscheidungen 
auf Richtigkeit und 

Nachvollziehbarkeit über-
prüfen“ und „ihr“ Zwischenlager 
über den gesamten Zeitraum bis 
hin zur Räumung und Nachnut-
zung begleiten. Auch das Stand-
AG räumt den Zwischenlager-
Standorten ein Partizipationsfor-
mat ein: Im „Rat der Regionen“, 
den es bundesweit nur einmal ge-

ben wird, sollen sie die Hälfte der 
Sitze stellen. (Die andere Hälfte ist 
für die zur Erkundung bestimm-
ten Endlager-Standorte vorgese-
hen.) Auch diese Konferenz hat 
keinerlei Mitwirkungsrechte, sie 
wird vom BfE eingesetzt, das auch 
deren Geschäftsstelle betreibt. 

» Behörden sind selbst
Konfliktpartei

Hagedorn und Gaßner ist be-
wusst, dass weder BfE noch die 
Gesellschaft für Zwischenlage-
rung (BGZ) 6 unabhängige und 
neutrale Träger der Öffentlich-
keitsbeteiligung sein können. 
Denn diese Behörden verfolgen 
Eigeninteressen und sind daher 
Konfliktparteien. Das BfE als Be-
hörde, die direkt einem Ministe-
rium unterstellt ist. Und die BGZ, 
weil sie von den Atomkonzernen 
die Zwischenlager und damit auch 
die Verantwortung für die weite-
re Zwischenlagerung übernom-
men hat. Beide werden sich für ei-
ne „ökonomisch sparsame“ und 
schnelle Lösung einsetzen. Und je 
nachdem, welche Partei das über-
geordnete Bundesumweltminis-
terium (BMUB) 7 führt, je nach-
dem, welche Vereinbarungen die 

BfE in einem Satz auf Seite 27 
der Broschüre: „Wir freuen uns 
auf die Diskussionen mit Vertre-
terinnen und Vertretern unter-
schiedlicher Interessengruppen. 
Wer sich konstruktiv kritisch ein-
bringt, wird nicht als Störer emp-
funden, sondern nimmt Verant-
wortung wahr und erhält unsere 
Wertschätzung.“ Als diese Bro-
schüre Anfang Februar von Sil-
ke Albin, der Vizepräsidentin des 
BfE, auf einer Veranstaltung des 
Nationalen Begleitgremiums in 
Berlin vorgestellt wurde, ernte-
te sie unterschiedliche Reaktio-
nen, von Entsetzen über vehe-
mente Kritik bis hin zu „gut, dass 
das BfE nun selbst dokumentiert, 
was wir befürchten“.

» Studie befürwortet Analogie
zum StandAG

Hagedorn und Gaßner schlagen 
in ihrer Studie nun ebenfalls das 
BfE als Träger der Öffentlich-
keitsbeteiligung am Zwischenla-
gerkonzept vor: „Als Träger der 
Partizipation im Endlageraus-
wahlverfahren ist das BfE prä-
destiniert, auch Träger der Fach-
konferenz Zwischenlager zu wer-
den.“ Als ersten Schritt solle es, 
analog zu den „Fachkonferenzen 
Teilgebiete“ beim Endlager-Aus-
wahlverfahren, eine „Fachkonfe-
renz Zwischenlager“ einrichten. 
Die Teilnehmer/-innen der „Fach-
konferenzen Teilgebiete“ wer-
den (nach bislang unklaren Aus-
wahlprinzipien) vom BfE berufen, 
wenn die Auswahl der Gebiete, in 
denen nach möglichen Standor-
ten gesucht wird, feststeht. Sie 
dürfen in jedem Teilgebiet genau 
dreimal tagen, die Entscheidung 
des BfE entgegennehmen und 
eine Stellungnahme dazu abge-
ben. Nach spätestens drei Mona-
ten wird die „Konferenz Teilgebie-
te“ wieder aufgelöst. 
Ähnlich soll auch die „Fachkon-
ferenz Zwischenlager“ arbeiten, 
aber hier sehen Hagedorn und 
Gaßner nur eine einzige nationa-
le Konferenz vor, offen für alle In-
teressierte. Die inhaltlichen Vor-
gaben für ihre Arbeit sollen von 
der Bundesgesellschaft für Zwi-
schenlager kommen, die zudem 
die Vorschläge und Stellungnah-
men der Bürger zusammenfasst 
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Das Nationale Be-
gleitgremium und die 
Behörden stehen sich 
nicht auf Augenhöhe 

gegenüber

Nationales Begleitgremium
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Parteien im Vorfeld getroffen ha-
ben, wird das Bundesamt für kern-
technische Entsorgungssicher-
heit jeweils andere parteistrate-
gische und regionale Interessen 
berücksichtigen.

» Stärkung des NBG statt
Ungleichgewicht

Als Gegengewicht zu den Be-
hörden BfE, BGZ und der Bun-
desgesellschaft für Endlagerung 
(BGE) 8  wollen Hagedorn und 
Gaßner die Rolle des Nationalen 
Begleitgremiums stärken. Seine 
Aufgaben sind laut StandAG:
- latente Konflikte rechtzeitig zu 
erkennen und zu bearbeiten,
- Starten eines „prozessübergrei-
fenden Evaluationsprojektes“,
- einen Partizipationsbeauftrag-
ten zu berufen.
Laut Hagedorn und Gaßner soll 
das NBG auch als Gegengewicht 
zu den staatlichen Behörden BGZ 
und BfE fungieren. Es soll:
- öffentliche Workshops organi-
sieren,
- nicht-öffentliche Supervisions-
angebote für beteiligte Protago-
nisten bereitstellen,
- Ansprechpartner für „Whist-
leblower“ sein – also Insidern zum 
Beispiel aus Behörden die Mög-
lichkeit bieten, anonym Informa-
tionen weiterzugeben.
Allerdings stellen sie auch ein 
„Ressourcenungleichgewicht zu 
den personell sehr gut ausgestat-
teten Behörden und Vorhabenträ-
gern (BfE, BGE, BGZ)“ fest. Des-
halb schlagen sie vor, jedem NBG-
Mitglied einen Referenten beizu-
stellen.
Damit würde das NBG eine deut-
lich stärkere Stellung als Kontrol-
linstanz der staatlichen Akteure 
bekommen. Das wäre durchaus 
ein Fortschritt gegenüber dem, 
was das StandAG bislang vor-
sieht. Ob eine SPD/CDU/CSU-Ko-
alition das mitmacht, muss stark 
bezweifelt werden. Denn grade 
diese Parteien waren es, die im 
Schulterschluss mit den Grünen 
die Vorschläge der Endlagerkom-
mission zur Bürgerbeteiligung im 
StandAG weiter zurückgeschnit-
ten, gerichtliche Überprüfungen 
ausgeschlossen und Regierung 
und Parteien eine umfassende 
atompolitische Vollmacht ver-

schafft haben. Denn bei der „ziel-
orientierten“ Bürgerbeteiligung 
geht es nicht um Mitwirkung der 
Öffentlichkeit, sondern nur dar-
um, für die Entscheidungen des 
Bundesamtes für kerntechnische 
Sicherheit, der Regierung und der 
Bundestagsparteien die notwen-
dige Akzeptanz in der Bevölke-
rung zu schaffen.

» Unattraktiv und 
terminlich schwierig

Unter solchen Bedingungen wer-
den kritische Bürgerinitiativen 
und umweltpolitische Akteure 
an den Zwischenlager-Standor-
ten kaum für eine Mitarbeit in der 
„Fachkonferenz Zwischenlager“ 
und den „Begleitgruppen“ an den 
Standorten zu gewinnen sein. Zu-
mal es für politisch interessierte 
Berufstätige zeitlich wie finanzi-
ell ausgesprochen schwierig sein 
dürfte, zu den Terminen der Betei-
ligungskonferenzen anzureisen. 
Partizipation wird dann vermut-
lich von den einschlägig bekann-
ten Gruppen wahrgenommen: 
Pensionäre, Kommunalpolitiker/ 
-innen und Lobbyisten. Und na-
türlich von „Nuklearia“: älte-
ren Herren, die teilweise auf ei-
ne langjährige Berufslaufbahn 
im Umfeld der Energiewirtschaft 
zurückblicken können, von einem 
missionarischen Eifer für die Vor-
teile der Atomenergie beseelt sind 
und Atomkritiker/-innen als hyste-
rische Amateure betrachten.

» Fehler des StandAG würden
wiederholt

Die Studie von Hagedorn und 
Gaßner mag gut gemeint sein 
und enthält einige beachtens-
werte Vorschläge. Aber die An-
passung und Integration der Er-
arbeitung eines Zwischenlager-
konzeptes in das Standortaus-
wahlverfahren würde sämtliche 
schwerwiegenden Geburtsfehler 
des StandAG auch auf das Zwi-
schenlagerproblem übertragen: 
Die Legalplanung, die unzurei-
chenden Mitwirkungsmöglichkei-
ten der Öffentlichkeit, das starke 
Übergewicht der Behörden, die 
gleichzeitig Träger und Kontrol-
leure der Öffentlichkeitsbeteili-
gung wie auch Akteure mit eige-

nen Interessen im Verfahren sind.
Vor allem eines machen sowohl 
das Standortauswahlgesetz wie 
auch das im Partizipations-Papier 
dokumentierte Selbstverständnis 
des BfE deutlich: Das Vertrauen 
zwischen Öffentlichkeit und Staat 
ist gestört. Allerdings sind es in 
erster Linie Politik und Behörden, 
die keinerlei Vertrauen zu den Bür-
gern haben. 

» Die Linie des NBG ist
noch unklar

Abzuwarten bleibt nun, wie sich 
das Nationale Begleitgremium 
positioniert. Bislang hat es sich 
unerschrocken gezeigt und öf-
fentliche Veranstaltungen orga-
nisiert, in denen überraschend 
viel Kritik an der Haltung des BfE 
und am StandAG geübt werden 
konnte. Im Sommer dieses Jahres 
wird das Gremium allerdings auf 
18 Mitglieder erweitert, zwölf da-
von sind – wie auch die Vorsitzen-
den – von Bundestag und Bundes-
rat gewählt. Die dort vertretenen 
Parteien werden natürlich versu-
chen, ihre Kandidaten zu platzie-
ren. Die Befürchtung, dass auch 
das Nationale Begleitgremium 
die politischen Machtverhältnis-
se spiegelt und in Zukunft mehr 
Wohlverhalten zeigt, ist also nicht 
unbegründet.
Sollte es dennoch gelingen, dem 
Nationalen Begleitgremium den 
Status einer weitgehend unab-
hängigen Instanz zu sichern, 
könnte es immerhin zu einem An-
sprechpartner für die Öffentlich-
keit werden. 
Wenn nicht, wird die Akzeptanz-
beschaffung für die Endlagersu-
che und ein Zwischenlagerkon-
zept schwierig bis 
unmöglich werden. 

Nationales Begleitgremium

Wolf-Rüdiger Marunde 

ist im Wendland ansäs-

siger Zeichner. Er be-

gleitet die „neue End-

lagersuche”, unter an-

derem bei Veranstal-

tungen des NBG.
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» Sie leiten das Nationale Begleit-
gremium bei der Endlagersuche. 
Es soll seine Stimme erheben – 
aber wie? Welche Rolle nimmt 
es ein, wie ist das Zusammen-
spiel mit den anderen Behörden? 

Prof. Klaus Töpfer: Eine Vorbe-
merkung: Für jede Endlagerfra-
ge ist es eine zentrale Aussage, 
dass wir als Gemeinschaftswerk 
aus der Kernenergie ausgestie-
gen sind. Ich hatte damals ge-
meinsam mit Matthias Kleiner 
die Ethikkommission für eine si-
chere Energieversorgung geleitet, 
weil der Beschluss zum Atomaus-
stieg über alle Parteigrenzen hin-
weg im Parlament getragen wor-
den ist – mit Ausnahme der Lin-
ken, die noch früher raus wollten 
als 2022. Auch die Frage, wie ge-
hen wir an ein Endlager ran, ist 
im parteiübergreifenden Verfah-
ren vorangebracht worden. Das 
Standortauswahlgesetz ist von 
CDU, CSU, SPD und Grünen be-
schlossen worden – auch hier hat-
ten die Linken eine eigene Positi-
on. Es ist über alle Grenzen hin-
weg im Parteispektrum klar: Es 
wird keinen Export von hochra-
dioaktiven Abfallstoffen geben 
dürfen. Wir müssen diese Prob-
leme bei uns lösen. Die Wüste Go-
bi ist keine Lösung. 

» Und wie begleiten Sie die natio-
nale Suche nach einem Endlager? 

Töpfer: Wir müssen nüchtern fest-
stellen, dass im früheren Verfah-
ren, ein Endlager zu bekommen, 

Eine erhebliche
Gefahr stellen auch 

die vielen Atommüll-
transporte dar:

Castorbehälter im 
Dannenberger

Bahnhof vor der
Verladung auf LKW.

Zwischenlagerung

14

Partizipation Klaus Töpfer (79) 
leitet das Nationale Begleitgre-
mium zur Endlagersuche. Der 
frühere Bundesumweltminister 
und Direktor des UN-Umwelt-
programms ist ein ausgewiese-
ner Fachmann für den globalen 
Umweltschutz. Was die Suche 
nach einem Endlager für Atom-
müll anbelangt, geht er davon 
aus, dass die „heiße Phase“ bald 
beginnt. Eine Vorauswahl für den 
Standort wird bald getroffen. 
Das Begleitgremium soll für ein 
faires Suchverfahren eintreten.
Christoph Link hat ein Interview 
mit Klaus Töpfer geführt, das am 
10. Juli 2017 in den Stuttgarter 
Nachrichten erschien.

Professor Umwelt
Ex-Minister und NBG-Vorsitzender Klaus Töpfer im Interview
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massiv Vertrauen zerstört worden 
ist - Stichwort Gorleben – und die 
Atmosphäre daher sehr, sehr ver-
giftet ist. Es ist eine zentrale Vor-
aussetzung, dieses Vertrauen wie-
der zu begründen. Dass muss ge-
macht werden über wissenschaft-
liche Untersuchungen und Fakten 
- was mit einem voluminösen Gut-
achten schon geschehen ist. Das 
sagt, wie müsste es denn gemacht 
werden. Diese Studie ist Grundla-
ge des Endlagersuchgesetzes ge-
worden. Sie beschäftigt sich stark 
mit der Frage, wie ist die Zivilge-
sellschaft und der Bürger einzu-
binden. Das Nationale Begleitgre-
mium soll an dieser Aufgabe mit-
wirken – ich will nicht sagen, es 
soll darüber wachen, wenngleich 
im Gutachten einmal der Begriff 
Wächterrat zu finden ist. Wir ste-
hen als Ombudsstelle dem Bür-
ger zur Verfügung, wir sorgen 
für Transparenz und sind in jeder 
Hinsicht als neutrale, die Bürger-
schaft einbindende Institution zu 
sehen. Wir stehen, wenn Sie so 
wollen, über dem Verfahren. Das 
Verfahren selbst wird von der 
Bundesgesellschaft für Endlage-
rung (BGE) sowie dem Bundesamt 
für kerntechnische Entsorgungs-
sicherheit (BFE) gemacht, die Ge-
sellschaft ist operativ tätig, das 
Amt ist die Aufsicht führende Be-
hörde. Wir sind diesen als dritter 
Teil unabhängig zur Seite gestellt. 

» Was sind Ihre Rechte und Mittel? 

Töpfer: Wir können Aktenein-
sicht bei beiden Ämtern bean-
tragen, ebenso bei den Geolo-
gischen Landesämtern und dem 
Bundesamt für Geowissenschaf-
ten und Rohstoffe. Daten sind von 
zentraler Bedeutung in dem Pro-
zess. Wir können Gutachten an-
fordern und Fragen an die Bun-
desregierung stellen. Wir haben 
die Möglichkeit, dem Bundestag 
„Rücksprünge“ im Verfahren vor-
zuschlagen, wenn es angemes-
sen ist. Wir sind beauftragt, ei-
nen hauptamtlichen Partizipati-
onsbeauftragten zu suchen, der 
zur Verfügung steht für die Ana-
lyse und begleitende Arbeit bei 
Streitfällen. Wir haben neun Mit-
glieder im Gremium, davon sind 
sechs so genannte respektierte 
oder angesehene Mitglieder der 

Gesellschaft, und drei der Mitglie-
der sind in einem Zufallsverfah-
ren ausgewählt worden. Nächstes 
Jahr werden wir das Gremium auf 
18 verdoppeln, dann werden wir 
sechs über das Zufallsprinzip aus-
gewählte Bürger im Gremium ha-
ben, die nicht als Experten hinein-
kamen. Das belegt nochmal stark, 
dass wir nicht abhängig sind von 
parteipolitischen Vorgaben. Es 
ist ein Gremium eigener Qualität. 

» Wie war der Auftakt Ihrer Arbeit? 

Töpfer: Der Gesetzgebungspro-
zess lief, als wir eingerichtet wur-
den. Wir haben verfolgt, ob es 
übereinstimmt, was im Gutach-
ten steht und was im Gesetz. Wir 
haben zwei Gutachten in dieser 
Sache erstellen lassen und eine 
öffentliche Anhörung in Berlin ge-
macht –mit wirklich vollem Haus. 
Wir haben darüber diskutiert, wo 
noch Lücken sind und sie dem Par-
lament vorgetragen. 

» Salz, Ton, Granit als Gestein 
fürs Endlager – alles ist offen. Wo 
erwarten Sie die meisten Wider-
stände im Land? 

Töpfer: Wir bemühen uns, eine 
unabhängige und nicht bewerten-
de oder vor-bewertende Position 
zu haben. Ich treffe keine Voraus-
wahl oder gebe einen wie auch 
immer gearteten als Festlegung 
zu verstehenden Hinweis. Im Pro-
zess beginnt die Bundesgesell-
schaft für Endlagerung jetzt inten-
siv Daten der Geologischen Lan-
desämter und des Bundesamtes 
für Geowissenschaften und Roh-
stoffe einzuholen. Es wird eine Vo-
rauswahl getroffen und darüber 
wird bald diskutiert werden. Es 
gibt Ausschlusskriterien, wo man 
das Endlager auf keinen Fall ma-
chen kann. Es verengt den Kreis 
möglicher Standorte und wird 
sehr konkret. 

» Glauben Sie, der Zeitplan ist zu 
halten – ein Standort ist gefunden 
bis 2031? 

Töpfer: Ich bin jetzt 79 Jahre alt. 
Ich könnte sagen, ja das wird ge-
halten. Im Zweifel erlebe ich das 
noch, aber es wird mich hinterher 
keiner zur Rechenschaft ziehen, 

wenn es nicht stimmt. Wir müs-
sen die Fakten sehen: Die end-
zulagernden Stoffe sind jetzt in 
Zwischenlagern, da ergibt sich die 
Notwendigkeit, zu einem zügigen 
Prozess zu kommen. Aber ich sa-
ge mit aller Deutlichkeit: Wir wer-
den mit dafür sorgen, dass nicht 
der Zeitdruck das Misstrauen wie-
der steigen lässt. Ausschlagge-
bend ist nicht die Zeit, sondern 
die vertrauensbildende Entwick-
lung für eine solche Entschei-
dung. Wir können nur das best-
mögliche Endlager suchen. Die 
Rückholbarkeit und Bergbarkeit 
sind bei der Lagerung sicherzu-
stellen, damit das Lager bei ei-
ner neuen Technologieentwick-
lung zugänglich ist. 

» Irgendwann wird eine Region 
gefunden sein. Man kann erwar-
ten, dass es Widerstand geben 
wird. Man wird es wohl durch-
setzen auch gegen lokale Inter-
essen. Sollte man dem Standort 
Anreize geben? 

Töpfer: Das ist eine heiße Frage, 
da sie in der Nachbarschaft steht 
zu der Überlegung: Aha, die ge-
ben uns Geld, damit wir die Risi-
ken ertragen. Es steht aber außer 
Frage, dass eine solche Standor-
tentscheidung eingebunden sein 
muss in eine regionale Entwick-
lungsperspektive. Das halte ich 
für unumgänglich, das würde 
man in anderen Bereichen genau-
so tun. Aber diese Besorgnis, da 
entstehe ein Problem des Heraus-
kaufens, die muss man ernst neh-
men und aufgreifen. Andere Län-
der gehen lockerer damit um. In 
Schweden gab es Ausschreibun-
gen für einen Standort – mehrere 
Gemeinden haben sich beworben. 

Ich
treffe keine
Vorauswahl 

oder gebe 
einen als 

Festlegung zu 
verstehenden 

Hinweis
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sollte auch in Gorleben gelingen. 
Doch so einfach ging das nicht. 
Einige Gesteinsbrocken platzten 
unter dem Gehämmer zwar ab, 
und jeder wurde sorgsam als Tro-
phäe in die Tasche gesteckt. Life 
dabei war Radio FFN. In den Nach-
richten brachte der Reporter vor 
Ort seinen Bericht über den Ab-
riss der Mauer, untermalt mit O-
Tönen. Es wurde emsig gehäm-
mert und gemeißelt, allerdings 
immer mit dem Blick auf die Uhr. 
Die Frage war, wie lange die Gor-
leben-Polizei aus ihrer Kaserne in 
Lüchow bis zum Gelände brau-
chen würde, wann müsste man 
verduften? Vielleicht blieb eine 
halbe Stunde oder nur eine Vier-
telstunde, nachdem alles in den 
Nachrichten übertragen wurde? 
Bis zum Eintreffen der Polizei sa-
ßen schließlich alle Aktivist/-in-
nen längst in den „Bauernstu-
ben“ in Trebel, aßen Eis und tran-
ken Kaffee und sahen lachend zu, 

wie die Blaulichtkolonne in Rich-
tung Atomanlagen an ihnen vor-
bei raste.
Ein Blick zurück: 1983 hatte die 
Physikalisch-Technische Bundes-
anstalt ihren Bericht vorgelegt. 
Das Tiefbohrprogramm war ab-
geschlossen und wurde ausge-
wertet. Über 7, 5 Quadratkilome-
ter lag über dem Salzstock keine 
Wasser abweisende Tonschicht 
und die Empfehlung der Behör-
de lautete: Untersucht auch an-
dere Salzstöcke. Salz als Endla-
gergestein stand damals nicht 
zur Disposition. Gorleben sehr 
wohl. Aber die Behörde wurde 
zurückgepfiffen und musste ih-
ren Abschlussbericht umschrei-
ben. Auf einmal wurde Gorleben 
„eignungshöffig“. Danach ging 
es Schlag auf Schlag. Am 13. Juli 
1983 stimmte das Bundeskabinett 
unter Helmut Kohl der untertägi-
gen „Erkundung“ zu. Ohne wei-
teren Standortvergleich. Und im 

Wendland

23. Juni im Jahr 1990: Unter 
dem Motto „Irgendwann fällt je-
de Mauer“ begannen etwa 70 
Atomkraftgegner/-innen mit Ham-
mer und Meißel mit dem Abriss 
der Mauer rund um das so ge-
nannte Erkundungsbergwerk. Ein 
Maschendrahtzaun musste über-
wunden werden, das war nicht 
schwer, und dann ging es los. 
Ausgerechnet mit Hammer und 
Meißel. Der Fall der Berliner Mau-
er stand natürlich Pate. Mit dem 
Slogan „Die Mauer muss weg“ 
wurde das ideologisch festgefüg-
te Weltbild jener Zeit ironisch auf 
den Kopf gestellt, denn die Ber-
liner Mauer war für die eine Sei-
te der „antifaschistische Schutz-
wall“, für die andere Seite eine 
Schandmauer. „Die Mauer muss 
weg“ war der Schlachtruf der Ge-
schichtsreaktionäre. 
Listige Allusion, negative Dialek-
tik, schalkhaftes Handeln – egal, 
die Mauer muss weg! Und das 
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Die Mauer muss weg ...
... aber ein Teil soll als Mahnmal stehen bleiben

Gorleben Schon ab Frühjahr dieses Jahres soll die gut zwei Kilometer lange Betonmauer mit Stachdrahtbewehrung rund 
um das so genannte Erkundungsbergwerk abgebaut werden. Bleiben wird eine industrieübliche Einzäunung eines erheb-
lich kleineren Teils des Geländes. Damit reagiert die Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) auf die politisch beschlos-
sene Pause der so genannten Erkundung. Atomkraftgegner/-innen im Wendland begrüßen das – und fordern, dass ein Teil 
der Mauer als Mahnmal stehen bleibt. Wolfgang Ehmke blickt zurück – und voraus.

Der
Rückbau in 

Gorleben soll 
noch in diesem 

Jahr abge-
schlossen sein
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Wendland

März 1986 begann das Abteufen 
des ersten Schachts. Das Gelän-
de war inzwischen umrahmt von 
einer Betonmauer und Stachel-
draht, irgendwann wurden gar 
noch Wasserwerfer auf die Eck-
pfeiler montiert, und manch ei-
ner verglich die Festungsmauer 
sehr wohl mit der Berliner Mau-
er. Andere sprachen vom Atom-
staat, hinter der Mauer hörte die 
Freiheit auf.
Versuche, diese Festung zu neh-
men, gab es immer wieder. Mal 
mit einer Leiteraktion im An-
schluss an einen „Neujahrsemp-
fang“ der Bürgerinitiative. Einer 
rief nach dem „Leiter“ der Veran-
staltung, eine andere korrigierte 
laut „die“ Leiter, als Startschuss 
für die Aktion. Extra vorgefertig-
te Leitern wurden herangetragen, 
an die Mauer gestellt, mit alten 
Teppichen wurde der Natodraht 
heruntergedrückt und man über-
wand bequem den Wall.  Ein an-
dermal war es eine gezielte Akti-
on, eine Besetzung der Schacht-
anlage kam in Mode. Und es gab 
Blockaden, Hochzeiten vor dem 
Tor und Konzerte oder Karneval. 
Mal weigerten sich Besucher/-in-
nen unter Tage, das Bergwerk zu 
verlassen, mal gab es Kunst unter 
Tage oder wütende Proteste wie 
im März 2011 nach der Reaktorka-
tastrophe von Fukushima. 
Stärker noch als der Wall um die 
Castorhalle verkörperte die Mau-
er rund um das Gelände des „End-
lagerbergwerks“ sinnbildlich 
den bewehrten Atomstaat. Einen 
Staat, der nur als Waffen star-
rende Trutzburg Projekte gegen 
Bürger/-innen durchsetzen kann.

Jetzt also soll die Mauer weg. Blei-
ben werden die Schachtanlagen, 
ein „industrieüblicher“ Zaun soll 
Nichtbefugte vor dem Betreten 
abhalten. Bleiben werden auch 18 
Bergleute, die nach dem Rechten 
sehen, denn Untertage bleibt die 
Infrastruktur mit der Bewetterung 
des Bergwerks erhalten. Kurz ge-
sagt: oben hui – unten pfui! So 
bleibt Gorleben als mögliches 
Endlager im Spiel.
Die Sonntagsspaziergänger/-in-
nen müssen sich also umstellen, 
denn seit Oktober 2009 machen 
sich, ohne dass es einmal ausge-
fallen wäre, Atomkraftgegner/-in-
nen auf den 2700 Meter langen 
Weg rund um den Schwarzbau. 
Und die Bürgerinitiative Lüchow-
Dannenberg (BI) möchte, dass ei-
ne Ecke erhalten bleibt. Als Denk-
mal, als Mahnmal für eine ver-
korkste Atommüllpolitik. Aber 
auch als Meilenstein für einen er-
folgreichen Kampf David gegen 
Goliath. Eine entsprechende An-
frage der BI ist beim Vorstand der 
Bundesgesellschaft für Endlage-
rung bereits auf vorsichtiges In-
teresse gestoßen.
„Rettet einen Teil der Mauer“ 
lautet also der aktuelle Slogan, 
wenn die Mauer fällt. Als Erinne-
rungsstück und als Warnung, dass 
Gorleben als mögliches Endlager 
überhaupt nicht aufgegeben wur-
de. Doch auch, weil man etwas 
stolz sein darf. Denn wer 1977, 
als alles anfing, gewagt hätte zu 
prognostizieren, dass dieses Pro-
jekt noch zu verhindern sei, wä-
re sicher belächelt worden. Nun 
denn: Unser Lachen 
wird sie besiegen!

Mahnmal Mauerstück
So könnt’s gehen

Der Gedanke für ein Mahnmal aus 
Mauerstücken stammt ursprüng-
lich von BI-Mitglied Falko Berke-
meier. Für die Gorleben Rund-
schau erläutert er seine Idee:

Was, wenn die Mauerstücke zu 
Mahnmalen werden? Wo sollen 
sie stehen? In vielen Dörfern und 
Städten gibt es Orte, die an Ge-
fallene der Kriege oder Ähnliches 
erinnern. Dort werden Kränze nie-
dergelegt und im besten Falle kri-
tisch der Geschichte gedacht.
Wenn an solchen Stätten im 
Wendland auch Mauerstücke auf-
gestellt würden, die an die Kämp-
fe der Anti-Atom-Bewegung erin-
nerten, gäbe es sicher heftige Dis-
kussionen. Aber vielleicht führte 
es auchzu  einem neuen Umgang 
mit den Gräben innerhalb der Ge-
sellschaft. Es wäre eine Utopie.
Das reduzierte Modell der Mauer-
verpflanzung sieht vor, in der Nä-
he der Atomanlagen ein stehen-
des und ein gestürztes Mauerseg-
ment aufzustellen. So könnte man 
„auf den Trümmern tanzen“, denn 
es wird ein Lächeln sein, dass sie 
besiegt.
Wegen der zu erwartenden Auf-
lagen und des Zeitdruckes käme 
schließlich noch eine schlichtere  
dritte Variante infrage: Eine oder 
mehrere Ecken der Bergwerks-
mauer blieben dabei weitestge-
hend im Originalzustand an Ort 
und Stelle und vermittelten so den 
Besuchern eine Vorstellung da-
von, wie groß das Gelände war 
und wie sich die Atomwirtschaft 
die unliebsamen Bürger vom Hals 
halten wollte.
Ich habe gesehen, wie Gras und 
Bäume über das Hüttendorf 1004 
gewachsen sind, habe gesehen, 
wie Industrie zur Grünen Wiese 
gemacht wurde und auch, wie 
für Braunkohlefelder ganze Wäl-
der, Dörfer und gerade eine Kir-
che nicht nur von der Landkar-
te, sondern mitsamt der Land-
schaft getilgt wurden. Wir ha-
ben mehr als 40 Jahre mit Erfolg 
Widerstand geleistet, und es ist 
noch nicht die Zeit, zu verges-
sen. Dafür braucht es Menschen, 
die Geschichte erzählen und Or-
te, an denen sie anschaulich wird.

Aktivist/-innen im 
Wendland fordern, 

dass ein Teilstück 
der Mauer um das 

so genannte 
Erkundungs- 
bergwerk als 

Mahnmal stehen 
bleibt.
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Die Subjektivität des Objektivs
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» Wann und wie lange haben Sie 
die Unglücksreaktoren in Tscher-
nobyl und Fukushima besucht?

Akadiusz Podniesinski: Tscher-
nobyl habe ich zum ersten Mal 
vor zehn Jahren besucht, nach-
dem ich endlich die erforderliche 
Genehmigung für die Sperrzo-
ne erhalten hatte. Und ich wuss-
te vom ersten Moment, dass dies 
nicht mein letzter Trip dorthin sein 
würde. Mich hat nicht nur die Ge-
schichte dieses Fleckens interes-
siert, sondern auch der Fortgang 
der Arbeiten, mit denen die Fol-
gen des Unglücks behoben wer-
den sollen. Und natürlich das Le-
ben der alten, kranken Leute, die 
– aller Verbote zum Trotz – in die 
Sperrzone zurückgekommen sind 
und dort unter zum Teil schwie-
rigsten Bedingungen leben. Seit-
dem habe ich Tschernobyl mehr-
mals im Jahr besucht – und hatte 
natürlich keine Ahnung, dass sich, 
während ich noch in der Ukraine 
fotografierte, in Japan ein ähnli-
ches Desaster ereignen würde. Als 
es dann geschah, zwang es mich 
geradezu, an beiden Orten paral-
lel zu arbeiten. Seitdem habe ich 
Fukushima ein paar Dutzend Ma-
le besucht. Häufig mit Direktflü-
gen aus der Ukraine nach Japan.

» Die zwei Super-GAUs in Tscher-
nobyl und Fukushima sind die be-
herrschenden Themen Ihres Le-
bens. Gab es den Schlüsselmo-
ment, der Ihr Interesse geweckt hat?

AP: Mein Interesse am Phänomen 
Tschernobyl begann in meinen Ju-

gendtagen, in der Zeit, als die ra-
dioaktive Wolke Polen überquer-
te. Ich erinnere mich an die große 
Unruhe im Land und an den Ge-
schmack von Ludols Jodlösung. 
Erst später begriff ich, dass wir 
das Zeug nehmen mussten, um 
eine Anreicherung von radioak-
tivem Jod in unseren Körpern zu 
verhindern. Ich glaube, die Unru-
he und das Jod haben mein In-
teresse an Tschernobyl geweckt, 
und mein erster Besuch dort hat 
es erst recht vergrößert.

» Gibt es einen Schwerpunkt in 
Ihrer Arbeit?

AP: Weil die Führung der UdSSR 
sofort nach dem Unglück eine 
Nachrichtensperre verhängt und 
Falschmeldungen in Umlauf ge-
bracht hat, sind Ausmaß und Fol-
gen der Katastrophe unter Wis-
senschaftlern bis heute umstrit-
ten. Auch viele Wissenschaftler 
und Offizielle, die sich aktuell zu 
Tschernobyl äußern, sind noch 
nie dort gewesen. Hinzu kommt, 
dass fast alle wissenschaftlichen 
Arbeiten von Organisationen fi-
nanziert und in Auftrag gegeben 
wurden, die der Kernkraft nahe 
stehen. So ist es bis heute schwie-
rig, zu korrekten Einschätzungen 
zu kommen. Diese Unschärfe 
scheint mir so ungeheuerlich zu 
sein, dass ich, statt einen Schwer-
punkt zu setzen, meine Kraft dafür 
aufwende, den jeweils aktuellen 
Zustand der Sperrzone und seiner 
Einwohner als Ganzes zu doku-
mentieren und der internationa-
len Gemeinschaft die tragischen 

Resultate eines Atomunfalls na-
hezubringen.

» Welche Unterschiede gibt es im 
Umgang mit den AKW-Havarien 
in Japan und in der Ukraine?

AP: Es wäre einfacher, über die 
Parallelen zu sprechen, denn da-
von gibt es überraschend viele. 
Anders als uns Politiker, Lobby-
isten und Wissenschaftler glau-
ben machen wollen, ähneln sich 
beide GAUs frappierend. Selbst 
wenn wir in Betracht ziehen, dass 
beide Unfälle durch unterschied-
liche Faktoren ausgelöst wur-
den – obwohl beide auf mensch-
liches Versagen zurückzuführen 
sind –, bleiben die Folgen doch 
praktisch identisch: die radioak-
tive Verseuchung tausender Hek-
tar Land, verlassene Städte und 
Dörfer, die Evakuierung und das 
persönliche Leid hunderttausen-
der Einwohner. Und neuerdings 
erst Fälle von Schilddrüsenkrebs.
Unterschiede gibt es aber in der 
Art, wie die Regierungen und Ver-
waltungen der beiden Länder mit 
den Havarien umgehen: Japan hat 
nie in Erwägung gezogen, die Re-
gion Fukushima aufzugeben, wie 
es die Sowjetunion mit Tscherno-
byl getan hat. Ohne auf die Kos-
ten zu achten, werden die betrof-
fenen Gebiete in Japan dekonta-
miniert und anschließend an die 
Einwohner zurückgegeben. Eine 
völlig andere Frage ist natürlich, 
ob ehemalige Bewohner über-
haupt zurück wollen. Sie haben 
nach wie vor Angst vor der Strah-
lung und dem nahen Kraftwerk 

GAU-Jahrestage

Die 
Parallelen
zwischen 

Tschernobyl 
und Fuku-
shima sind 

frappierend
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Die Subjektivität des Objektivs
Ein polnischer Fotograf dokumentiert den Umgang mit den Katastrophen

in Tschernobyl und Fukushima

Tschernobyl, Fukushima  Dörfer und Kleinstädte sind das Revier, in denen Akadiusz Podniesinski seine Motive entdeckt. Und 
menschenleeres Land. Verstrahltes Land. Der polnische Fotograf hat schon mehrfach beide Orte der größten Unfälle der 
Menschheitsgeschichte besucht: Tschernobyl und Fukushima. Andreas Conradt hat mit ihm gesprochen.
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ven Seiten des Kraftwerks erklä-
ren das Schweigen selbst der am 
schlimmsten Betroffenen.
Auch die weltweiten Medien ha-
ben das Interesse an den beiden 
Katastrophen verloren und be-
richten nur noch zu den Jahres-
tagen. Darum ist es wichtig, die 
Öffentlichkeit immer wieder an 
die Tragödien zu erinnern – und 
an das Leid der hunderttausend 
Menschen.

» Vielen ist unbekannt, dass es 
auch in Weißrussland eine Sperr-
zone als Folge des Reaktorun-
glücks in Tschernobyl gibt. Wie ist 
die Situation der Menschen dort?

AP: Das stimmt. Bis zu 70 Prozent 
des radioaktiven Niederschlags 
gingen im Nachbarland der Ukrai-
ne nieder. Trotzdem läuft in Weiß-
russland manches besser als in 
der Ukraine, weil das Land nicht 
auch noch unter einer wirtschaft-
lichen oder politischen Krise zu 
leiden hat und nicht im Krieg liegt 
mit pro-russischen Separatisten. 
Als ich das letzte Mal in Weißruss-
land war, konnte ich eine große 
und bestens ausgestattete Klinik 
für Opfer aus den kontaminierten 
Regionen besuchen. Ukrainer wä-
ren neidisch!

» Sie haben viele Fotos, Repor-
tagen und Video-Dokumentatio-
nen über die beiden Unfälle an-
gefertigt. Wo wurde das Materi-
al verwendet?

AP: Neben meinen eigenen Bü-
chern, Filmen und Ausstellungen, 
wurden meine Arbeiten schon in 

zahlreichen Publikationen, Fern-
sehreportagen und Dokumentar-
filmen verwendet. Auch Umwelt-
organisationen nutzen mein Ma-
terial. Nur dank dieser Einnahmen 
kann ich die Entwicklungen in 
Tschernobyl und Fukushima wei-
ter verfolgen und immer wieder 
an beide Orte reisen. Viele mei-
ner Foto-Essays finden sich auch 
auf meiner Website.

» Wieviel „Reporter“ steckt in Ih-
nen – und wieviel „Anti-Atom-Ak-
tivist“?

AP: Zuallererst bin ich Fotograf! 
Ich nutze Bilder, um eine Ge-
schichte zu erzählen, die emotio-
naler ist als Statistiken und trocke-
ne Zahlen über die Anzahl radio-
aktiver Isotope, Opfer und Krank-
heiten. Ich bin nicht Teil irgendei-
ner Atom-Organisation – weder 
pro noch contra – und ich versu-
che, möglichst neutral zu berich-
ten. Aber die Bilder sprechen na-
türlich für sich: Sie zeigen die Aus-
wirkungen menschlicher Fehler 
oder Gedankenlosigkeit im Um-
feld der Atomkraft. Betrachter 
sollten selbst entscheiden, ob es 
einen verantwortlichen Umgang 
mit der Kernenergie geben kann 
oder nicht. Ich überlasse es ihnen, 
sich fürs Pro oder Contra zu ent-
scheiden. 

» Sie haben gerade ein neues 
Buch veröffentlicht. Was erwar-
tet Leser/-innen in „HALF-LIFE: 
From Chernobyl to Fukushima”?

AP: Während meiner ersten Rei-
sen nach Tschernobyl habe ich nie 

Interview

und müssen mit einer allenfalls 
provisorisch wieder aufgebauten 
Infrastruktur zurechtkommen. Die 
Statistiken sind auch nicht gerade 
ermunternd: Rund zehn Prozent 
der ehemaligen Bevölkerung ist 
schon zurückgekommen, ein paar 
weitere sind noch unentschlos-
sen, aber mehr als die Hälfte zieht 
eine Rückkehr nicht einmal in Er-
wägung. Dabei ist völlig offen, 
wohin die Entwicklung geht: Das 
Alter der Leute, deren Gewöh-
nung an eine neue Umgebung 
und der schlechter werdende 
Zustand ihrer Häuser in der Regi-
on Fukushima machen es zuneh-
mend schwieriger, sie vom Rück-
zug zu überzeugen. 

» Sie hatten die Möglichkeit, mit 
Opfern beider GAUs zu sprechen. 
Wie ist deren Situation heute?

AP: Der Unfall in der Ukraine ist 
lange her, und selbst für einen 
GAU gilt das alte Wort: „Zeit heilt 
alle Wunden“. Die Menschen ha-
ben sich mit der Situation aus-
gesöhnt; sie haben das Unglück 
vergessen oder sind gestorben. 
Ganz anders die Japaner: Ihre Kul-
tur gebietet ihnen, die Schuld bei 
sich selbst zu suchen. Viele be-
richten, sie hätten kein Recht, sich 
zu beschweren, weil sie auch nicht 
gegen den Bau des Kraftwerks 
protestiert haben. Und natürlich 
ist vielen bewusst, dass der Bau 
des AKW der Region wirtschaft-
lichen Aufschwung beschert hat: 
Viele Einwohner haben dort oder 
in einem Zulieferbetrieb gearbei-
tet. Die japanische Mentalität und 
das Bewusstsein um die positi-
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daran gedacht, dass ein ähnlicher 
Unfall noch einmal geschehen 
könnte. Bis dahin war ich nur mit 
dem Dokumentieren der Auswir-
kungen in der Ukraine beschäf-
tigt und habe den Aussagen der 
Politiker und Wissenschaftler ver-
traut, dass eine Wiederholung un-
möglich ist. Als Fukushima explo-
dierte, wurde mir bewusst, dass 
ein solcher GAU immer und über-
all passieren kann. Das gab mir 
den Impuls für das jetzt erschie-
nene Buch, das die Auswirkungen 
an beiden Orten zeigt, vor allem 
aber die verblüffenden Parallelen. 
Das Buch enthält über 100 große 
Fotos und erzählt die Geschich-
te der Unfälle, der Orte und der 
Evakuierten. 

» Das Buch enthält auch zwei 
Essays vom ehemaligen Sowjet-
Präsidenten Mikhail Gorbatschow 
und dem früheren japanischen 
Premierminister Naoto Kan. Wo-
rum geht es den beiden?

AP: Beide Politiker waren zur Zeit 
der Atomunfälle die Staatspräsi-
denten ihres jeweiligen Landes 
und hatten deshalb den umfas-
sendsten Überblick über die je-
weilige Lage. Sie beeinfluss-
ten die Bewältigung der Katast-
rophen maßgeblich und in ganz 
frühem Stadium. Naoto Kan be-
schreibt zum Beispiel Pläne, 50 
Millionen Menschen in einem Ra-
dius von 250 Kilometer um Fuku-
shima zu evakuieren – inklusive 
der Metropole Tokio. Die Aus-
löschung Japans als Staat wäre 
die Folge gewesen. Nur ein paar 
glückliche Umstände und das auf-

opferungsvolle Handeln einiger 
Weniger konnte dieses Szenario 
verhindern. Die wichtigste Aus-
sage beider Essays ist aber die 
totale Kehrtwende beider Politi-
ker von Befürwortern der Atom-
kraft hin zu den schärfsten Geg-
nern. Beide haben eine völlig neue 
Haltung zur Nukleartechnik einge-
nommen, konträr zur der bis zum 
jeweiligen Unglück vertretenen. 
Es gab wohl niemanden sonst, der 
so dicht an den Geschehnissen 
war und so umfassendes Wissen 
über die Situationen hatte, wie 
diese beiden Herren. Es gibt kei-
nen berufeneren Mund, die Welt 
von der Notwendigkeit des Atom-
ausstiegs zu überzeugen.

» Ihr Heimatland Polen möch-
te in die Atomkraft einsteigen, 
Deutschland hat den Weg des 
Atomausstiegs begonnen. Wel-
cher Weg ist realistisch?

AP: Das Unglück in Fukushima hat 
viele Regierungen und Völker be-
wogen, die Nutzung der Atomkraft 
zu überdenken und mehr Arbeit in 
die Entwicklung alternativer Ener-
gien zu investieren. Der techni-
sche Fortschritt und die höheren 
Stückzahlen sowie die geringeren 
Kosten für Produktion und Spei-
cherung von grüner Energie set-
zen die Atomkraft auch kosten-
mäßig massiv unter Druck. Die-
ser Prozess ist noch relativ jung 
und trotzdem schon so weit voran 
geschritten, dass es nur noch eine 
Frage der Zeit ist, bis die Kernkraft 
keine Zukunft mehr hat. Die kriti-
sche Masse ist be-
reits überschritten.

Das Buch HALF LIVE: From Cher-
nobyl to Fukushima hat Akadiusz 
Podniesinski im Eigenverlag her-
ausgegeben.

Es beinhaltet über einhundert 
Schwarz-Weiß- und Farbfotos 
auf mehr als 200 Seiten. Texte 
und Bildunterschriften sind in 
polnisch, englisch und japanisch 
verfasst. 

Als Gastautoren haben der ehe-
malige Sowjet-Präsident Mikhail 
Gorbatschow und Japans frühe-
rer Premierminister Naoto Kan 
(Bild, links) Beiträge geliefert.

Das Buch kann für 40 Euro auf Po-
dniesinskis Website bestellt wer-
den: www.podniesinski.pl
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Wie könnte eine solche Aufarbei-
tung der Vergangenheit genau aus-
sehen? Wer arbeitet was mit wel-
chen Methoden auf? Und welche 
Konsequenzen ergeben sich dar-
aus für eine „demokratische Atom-
politik“? Diese Fragen wurden im 
November letzten Jahres auf einer 
Tagung des Forschungszentrums 
für Umweltpolitik (FFU) der Freien 
Universität Berlin diskutiert. 
Die Teilnehmer waren vor allem 
Wissenschaftler verschiedener 
Disziplinen, die sich schon lange 
mit der Entsorgungsproblema-
tik befassen, sowie Akteure der 
Anti-Atom-Bewegung, überwie-
gend aus dem Gorleben-Wider-
stand. Der Bewegungsforscher 
Dieter Rucht war dabei, der Poli-
tikwissenschaftler Lutz Mez, der 
Endlagerexperte Peter Hocke vom 
Karlsruher Institut für Technikfol-
genabschätzung und Systemana-
lyse (ITAS) und andere bekannte 
Vertreter ihrer Zunft. Auch eini-
ge Politiker wie der SPD-Umwelt-
experte Michael Müller oder Syl-
via Kotting-Uhl, die atompoliti-
sche Sprecherin der Grünen-Bun-
destagsfraktion, ließen sich vor- 
übergehend blicken. Gemeinsam 
wollte man – wie es in der Einla-
dung hieß – über „die Themenfel-
der und Formen der inhaltlichen 
Auseinandersetzung“ diskutie-
ren, die zu einer „Vergangenheits-
bewältigung“ beitragen könnten. 

Vergangenheitsbewältigung. Dass 
Umweltbewegung und Wissen-
schaft unter diesem Begriff nicht 
unbedingt dasselbe verstehen, 
wurde in der Debatte schnell klar. 
„Unrecht benennen, Unrecht been-
den und dann die Fehler gemein-
sam analysieren“, so fasste eine 
Teilnehmerin aus dem Wendland 
zusammen, was die Atomgegner 
und Standortinitiativen ja schon 
lange vertreten. 
Sie fordern: Um das Misstrauen in 
der Bevölkerung abzubauen, wäre 
ein starkes Signal notwendig – zum 
Beispiel Gorleben als Standort aus-
zuschließen, zumindest aber sich 
zu den vielen Lügen, Tricksereien 
und Rechtsbrüchen auf dem Feld 
der Atomenergie öffentlich zu be-
kennen. Die Rechtsanwältin Ulrike 
Donat erklärte: „Die tiefen Gräben 
haben eine Geschichte, die wissen-
schaftlich beleuchtet werden muss, 
um diese Gräben zu überwinden.“ 
Der Lüchow-Dannenberger Pas-
tor Eckhard Kruse stellte fest: „Ei-
ne gemeinsame Aufarbeitung ist 
nur möglich, wenn es einen ech-
ten Neuanfang gibt.“ Und ein Mit-
streiter verwies in der Arbeitsgrup-
pe Wissenschaft auf einen weiteren 
Aspekt: „Solange sich nicht auch 
die wissenschaftliche Community 
von den Fehlern der Vergangenheit 
distanziert, ist es schwierig, Glaub-
würdigkeit wiederherzustellen.“
Eine Äußerung, auf die die Forscher 

Vergangenheitsbewältigung

Wissenschaft Die Anti-Atom-
Bewegung hat viele ihrer Forde-
rungen durchgesetzt. Der Atom-
ausstieg ist beschlossen. Mit der 
Verabschiedung des Standort-
suchgesetzes (StandAG) wurde 
die Endlagersuche neu eröffnet. 
Auch ein Nationales Begleitgre-
mium hat sich konstituiert, das 
den Suchprozess kritisch beglei-
ten soll. Doch von einer Befrie-
dung des Atomkonflikts kann kei-
ne Rede sein. Bürgerinitiativen 
und die meisten Umweltverbän-
de beteiligen sich nicht an dem 
Verfahren. Sie lehnen das Stand- 
AG, das ja von den politischen 
Parteien quasi im Hinterzimmer 
ausgehandelt wurde, geschlos-
sen ab. In der jahrzehntelan-
gen Auseinandersetzung um die 
Atomenergie und die Suche nach 
einem Endlager – Beispiel Gor-
leben oder Asse – hat der Staat 
bei der Bevölkerung jegliches 
Vertrauen verspielt. Die Atom-
kraftgegner wollen nicht in die 
Alibi-Falle tappen. Sie wollen 
sich nicht vereinnahmen lassen 
in einem Auswahlprozess, auf 
dessen Ergebnis sie keine realen 
Einflussmöglichkeiten haben. Zu-
erst müssten die Fehler der ver-
gangenen vierzig Jahre klar be-
nannt und historisch aufgearbei-
tet werden. Das sei die Vorbedin-
gung für einen glaubwürdigen 
Neuanfang. Gabi Haas berichtet
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Sicherung des 

historischen 
Materials zu 

Gorleben, 
Konrad oder 

der Asse ist von 
fundamentaler 

Bedeutung

„Von der Bombe
zum Behördenhandeln”
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Vergangenheitsbewältigung

in der Runde mit Skepsis und Zu-
rückhaltung reagierten. Etwa die 
Atomexpertin Beate Kallenbach-
Herbert vom Darmstädter Öko-In-
stitut, die sagte: „Ich kann mir nicht 
vorstellen, wie so eine Distanzie-
rung aussehen soll. Und ich glau-
be auch nicht, dass uns das weiter-
bringt.“ Matthias Koller vom Um-
weltbundesamt pflichtete ihr bei: 
„Man sollte lieber in die Zukunft 
schauen, beispielsweise moder-
ne Modelle von Peer Reviews ent-
wickeln, um in der wissenschaftli-
chen Arbeit die Qualitätssicherung 
zu verbessern.“ 
Das Projekt „Aufarbeitung der Ver-
gangenheit“ steht im Konflikt der 
unterschiedlichen Interessen und 
Perspektiven, die sich gegensei-
tig aber nicht ausschließen, son-
dern sogar befruchten können. Auf 
der einen Seite sind da die Initiati-
ven aus den betroffenen Standort-
regionen, für die es mit Blick auf 
die Endlagersuche vor allem um 
die Vertrauensfrage und die Wie-
derherstellung von Glaubwürdig-
keit geht. Voraussetzung dafür ist 
aber, dass man das über Jahrzehn-
te währende Versagen der staatli-
chen und wissenschaftlichen Ins-
titutionen schonungslos offenlegt. 
Dagegen geht es den beteiligten 
Naturwissenschaftlern, Historikern 
oder Politologen vorrangig um die 
Frage nach dem Zustand der ei-
genen Profession – dem Selbst-

verständnis der Wissenschaft im 
Spannungsfeld zwischen sozialen 
Bewegungen und ihren Auftrag-
gebern aus Wirtschaft und Politik. 
Wie steht es um ihre Fähigkeit zur 
Selbstreflexion? Welche systemati-
schen Fehler in der Vergangenheit 
müssen aufgedeckt werden, um sie 
in Zukunft zu vermeiden? 
Vor allem um diese Fragen kreis-
te immer wieder die Diskussion: 
Was braucht der wissenschaftli-
che Nachwuchs, um die kommen-
den Probleme mit dem Atommüll 
zu bewältigen? Welche Form der 
Aufklärung hilft den Betroffenen 
und Entscheidungsträgern von 
morgen? Wie organisiert man den 
Wissenstransfer an die nachfolgen-
den Generationen? Wie vermittelt 
man jenes „Orientierungswissen“, 
das das nötige Grundverständnis 
für die heutige Organisationsland-
schaft möglich macht? 
Auch konkrete Politikfelder wur-
den genannt, die es gilt historisch 
aufzuarbeiten und die eine breite 
Themenpalette umfassen. „Von 
der Bombe bis zum Behördenhan-
deln“, wie eine Teilnehmerin flapsig 
bemerkte. Nach zwei Tagen inten-
siver Debatten hatte man sich so-
weit angenähert, dass eine gemein-
same offene Plattform gegründet 
wurde, um den Prozess der „Auf-
arbeitung der Vergangenheit“ im 
Atomkonflikt zumindest auf wis-
senschaftlicher Ebene stärker vo-

ranzutreiben. Das „Netzwerk Nu-
kleares Gedächtnis“ (NeNuG) hat 
sich bereits einiges vorgenommen: 
die Erarbeitung eines systemati-
sierten Zeitstrahls des gescheiter-
ten Prozesses, das Ausloten von 
Finanzierungsmöglichkeiten für 
neue Forschungsprojekte und vor 
allem die Sicherung und Qualifizie-
rung der Bewegungsarchive. Denn 
in diesem Punkt waren sich alle ei-
nig: Nicht nur im Gorleben Archiv, 
sondern auch zu Schacht Konrad 
oder der Asse gibt es massenhaft 
Material. Und für das Projekt Ver-
gangenheitsbewältigung ist es von 
fundamentaler Bedeutung, dass 
diese Bestände gesichert werden. 

Lügen und Trickse-
reien von Politikern 

und Behörden hat 
es an Atomstand-
orten immer wie-
der gegeben. Die 

Folge: Vertrauens-
verlust in der

Bevölkerung und 
große Demonstra-

tionen – wie hier 
im August 1983

nahe Dragahn im
Wendland.

„Von der Bombe
zum Behördenhandeln”

Netzwerk Nukleares Gedächtnis (NeNuG) will Vergangenheit aufarbeiten

Gabi Haas ist freie Journa-

listin, Filmemacherin und 

Regisseurin. Ihre Schwer-

punkte sind Energie- und 

Umweltpolitik sowie Me-

dizin und medizinethische 

Themen.
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„He, Vä-
terchen 

Franz, er-
zähle die 

Geschich-
te, erzähle 
sie ganz.“

Degen-
hardts 

Lied von 
1966 

kommt 
mir in 

den 
Sinn, 
wenn 

die Re-
de ist 
von Er-

e ignis -
sen, die nun schon über eine Generation zurückliegen, aber im-
mer noch virulent sind, wieder und wieder erzählt werden, sub-
jektiv, emotional aufgeladen, Bausteine einer eigenen Biografie.

Der zeitliche Abstand schafft dabei ein mildes Licht, An-
ekdotisches oder Abenteuerliches malt sich aus, ande-
res wird verklärt oder gewinnt klarere Kanten, als da-

mals vorhanden. So auch bei Wolf Biermanns Besuch im Hüt-
tendorf auf der Bohrstelle 1004, der „Freien Republik Wend-
land“ im Sommer 1980. Ihre Geschichte und ihr bitteres En-
de beim damals größten Polizeieinsatz der BRD werden le-
bendig, wenn man die Live-Mitschnitte vom „Radio Freies 
Wendland“ hört. Mir läuft dabei jedesmal ein Schauer über 
den Rücken. Zu dicht ist die Erinnerung: Hubschrauber flap-
pen in der Luft, Hütten-Holz splittert, Lautsprechdurchsagen 
der Polizei schnarren, Rebecca Harms beruhigt mit zitternder 
Stimme per Megaphon: „Leute, lasst euch nicht provozieren, 
keine Gewalt!“, manche schreien, andere weinen, der Radio-
sprecher kündigt das Ende an: „Jetzt sind nur noch vier Rei-
hen vor uns, dann werden auch wir abgeräumt.“ Lieder, ge-
meinsam gesungen, helfen den Verzweifelnden. Vom Turm 
spielt einer Akkordeon, die Leute skandieren: „Wir wollen kei-
ne Bohrplatzräumung, wir wollen keine Staatsgewalt“ oder 
„We shall overcome some day“ oder Wolf Biermanns „Du, 
lass dich nicht verhärten.“ 
Ein paar Tage vorher war Biermann hier noch zu Gast, eben-
so wie Walter Mossmann, dessen „Lied vom Lebensvogel“ 
berühmt wurde. Biermann sang sein „Gorleben soll leben-
Lied“, das es in sich hat. Der Refrain „Gorleben soll leben 
– der Rest der Welt soll es auch“ deutet die spöttische Di-
stanz an. Als Biermann das Lied in Berlin bei einem Kon-
zert vortrug, forderte eine Demonstrantin aus dem Wend-
land das Publikum zur Unterstützung bei der bald anste-

henden Räumung auf. Die schlichte Nachfrage eines Man-
nes – „kannst Du mal sagen, wie man da hin kommt?“ – 
ging in Gelächter unter, denn das Wendland, „den Kreis“, 
kannten alle. „Is´ gleich nebenan“, witzelte der Sänger. 

Biermanns in Berlin und auf 1004 vorgetragene „Nachbe-
merkung“ zum Liedschluss ist bemerkenswert. Heute 
hört man genauer hin, aber damals? Der Liedermacher 

trennt dabei genau: Nur wenn die Atomkraft in falschen Hän-
den ist, wird sie in seinen Augen gefährlich, er warnt „vor den 
Mächtigen und Reichen / Vor den Bossen, die nur messen / 
Alles nach Profitinteressen“ und gibt ihnen die Schuld: „Ihr 
könnt mit dem Sonnenfeuer / – nichts als Scheiße bauen.“ 
Sonnenfeuer? Ja, der Philosoph Ernst Bloch, Biermanns 
Freund, schrieb damals in seinem Hauptwerk „Das Prinzip 
Hoffnung“ voller Zuversicht: „Einige Pfund Plutonium würden 
ausreichen, die Sahara und die Wüste Gobi verschwinden zu 
lassen, Sibirien und Nordkanada, Grönland und die Antark-
tis zur Riviera zu verwandeln“ (das mit der Antarktis schaf-
fen wir ja gerade nur mit dem Thermometer, ganz ohne Plu-
tonium). Andere schwärmten davon, „einen Teelöffel Atom-
energie in unser Auto zu tun und damit Jahre zu fahren, oh-
ne nachzufüllen.“ Und das Godesberger Programm der SPD 
von 1959 beginnt mit den Worten: „Das ist der Widerspruch 
unserer Zeit: Daß der Mensch die Urkraft des Atoms entfes-
selte und sich jetzt vor den Folgen fürchtet“ – und setzt den-
noch darauf, „daß der Mensch im atomaren Zeitalter sein Le-
ben erleichtern, von Sorgen befreien und Wohlstand für alle 
schaffen kann, wenn er seine täglich wachsende Macht über 
die Naturkräfte nur für friedliche Zwecke einsetzt.“ 

So war Biermann ein Kind seiner Zeit. Und als er 2016 
seine Memoiren „Warte nicht auf bessre Zeiten“ veröf-
fentlichte, las man dort nur scheinbar Überraschendes 

über uns: Er habe im Wald vor „Ökoschraten” gesungen, die 
gegen „die Einrichtung eines Atommülllagers im Salzstock 
eines stillgelegten Bergwerks“ kämpften. Biermanns Credo 
(„Ich konnte nie grundsätzlich gegen die friedliche Nutzung 
der Atomkraft sein“) führte ihn geradewegs zum Gorleben-
Liedtext: „Jeder missversteht so gut er kann. Dass es ein 
Lied eigentlich für die friedliche Nutzung der Atomkraft war, 
hat damals kein Öko-Ohr im Ökodorf verstanden.“ Der Pro-
test der Wendländer kam 1980 eben dem Kampf Davids ge-
gen Goliath gleich, es war ein eher trotziges NEIN im großen 
Chor der JA-Sager. Die Literatur dazu deckt in ihren Liedern, 
Geschichten und Rückblicken auch die Widersprüche, Wun-
den und Wunderlichkeiten auf. Geschichten müssen eben 
ganz erzählt werden … 

Nachbemerkung: Wolf Biermann schreibt weiter: „Ra-
dioaktive Scheiße bauten dann die verantwortungs-
losen verantwortlichen Funktionäre des Atomkraft-

werks in Tschernobyl …“  
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„Erzähl doch mal ...”
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Widerstand kann viele Formen haben. 26, um genau zu sein, jedenfalls 
im Fall von Bettina Boll, die im schleswig-holsteinischen Geesthacht 
seit Jahrzehnten gegen das AKW Krümmel und den Forschungsreaktor 
der GKSS kämpft. Buchstaben sind ihre Waffe, aus Abfall-Karton ge-
schnitten, bunt bemalt und – wo nötig – auf Stäben oder Stangen be-
festigt, die beim Hausbau übrig geblieben sind. Variabilität ist Bettina 
wichtig – einmal natürlich durch das Gutenberg’sche Lettern-System, 
andererseits aber auch durch die unterschiedlichen Möglichkeiten der 
Präsentation: ausgelegt, in der Hand, auf Stäben. Damit protestiert Bet-

tina selbst – und setzt auf Begeg-
nung mit anderen Menschen, die 
bereit sind, mit ihr lange Wörter 
zu bilden. Sie kämpft gegen Koh-
le, AKWs und CETA, aber auch – 
jetzt kommt’s! – gegen den Kon-
sum-Terror durch Devotionalien, 
wie sie inzwischen auf allen De-
mos zuhauf feilgeboten werden.

Der Landkreis Lüchow-Dannen-
berg hat sich verpflichtet, einen 
Weg zu beschreiten, der bis 2050 
zu fast null Treibhausgas-Emissi-
onen und zum halben Endenergie-
verbrauch führt – von 100 auf 0 in 
einer Generation also! Als so ge-
nannte Masterplankommune wur-
de er von der Bundesregierung 
als Modellregion ausgewählt, um 
zu zeigen, wie dies im ländlichen 
Raum gehen kann. „Wenn es klap-
pen kann, dann wohl im Wend-
land“, müssen sie sich in Berlin 
dabei gedacht haben, denn die 
Ziele stellen uns vor die Herkule-
saufgabe, innerhalb des nächsten 
Jahrzehnts unsere Regionalent-
wicklung auf ein komplett neues 
Gleis zu setzen. Dabei leistet der 
Landkreis nur einen notwendigen 
Beitrag, denn ohne eine radika-
le Wende ist ein unkontrollierba-
rer Klimawandel nicht mehr auf-
zuhalten. 
Also: Klar machen zur Wende! Das 
steckt ja geradezu in unserer Re-
gion WEND:LAND! Mit Gorleben 
hat es begonnen, aber es muss 
weitergehen. Und bei einem sol-
chen Neuaufbruch helfen die Er-
fahrungen der Vergangenheit und 
die Grundlagen, die vom Wider-
stand gelegt wurden. Eine dieser 
Grundlagen ist aus meiner Sicht 
seine Organisationsform. Er war 
vor allem deshalb so erfolgreich, 
weil er aus kleinen autarken Grup-
pen bestand, die sich vertrauten 
und im steten Gespräch standen. 
Das schaffte Kreativität, Flexibili-
tät, Robustheit und Energie. Und 
es gab auch eine intensive Aus-
einandersetzung mit dem guten, 
dem einfachen, dem suffizienten 
Leben. Dies ist ein ganz wichti-
ger Punkt, weil immer deutlicher 
wird, dass wir mit Effizienzsteige-
rungen und Erneuerbaren Energi-
en unsere Klimaschutzziele nicht 
erreichen werden. 
Suffizienz ist deshalb ein zentra-
ler Punkt, ein Prinzip, das in jedem 

Feuerwerksraketen, Steine, Split-
ter, Fensterglas / Drinnen hat man 
Todesangst, draußen hat man 
Spaß / Schieben alle Schuld auf 
die, die sowieso schon nichts 
mehr haben / Außer den Bildern 
aus der Hölle und den nie heilen-
den Narben (...)

Wie man von Einzelfällen spre-
chen kann? Ich werd’ es nie ver-
stehen / Es gibt Menschen, die das 
wollen, die das alles gerne sehen / 
Tief in ihren Herzen heben sie die 
rechte Hand / Zünden Krisenher-
de, hoffen auf den Flächenbrand

Wo bleiben die Beschwerden? 
Warum lassen wir das zu? / Wir 
können was dafür, wenn wir 
nichts dagegen tun / Wo bleiben 
die Beschwerden? Wo führt das 
alles hin? / Warum tun wir so, als 
wären wir blind? / Wir schwei-
gen ins Verderben, wenn wir tun, 
als ob nichts wär’ / Wir können 
was dafür, wenn wir uns nicht da-
gegen wehren / Wo bleiben die 
Beschwerden? Es gibt nur einen 
Weg: / Widerlegen, widersetzen, 
widerstehen

(...) Staatsbeamte schreddern Ak-
ten, die Wahrheit schön verborgen 
/ So bitter der Geschmack, wenn 
man dann liest von „Dönermor-
den” / Jedes Opfer wird entwür-
digt, jeder Mord wird eine Farce / 
Wo man nicht sucht, will man nichts 
finden, bringt Familien um den 
Schlaf / Nur in Nebensätzen liest 
man dann vom großen Zeugen-
sterben / Was sind hier jetzt Fakten 
und was haarsträubende Märchen? 
/ Unter Druckerschwärze, Heu-
chelei und dreisten Falschaussa-
gen / Wird die Würde unterdrückt, 
abgeschrieben und begraben

Wo bleiben die Beschwerden (...)

Musik und Text: Enno Bunger 
Vom Album Flüssiges Glück 

Eine nasskalte Winternacht, Mitte Januar, ein Vorort in Hamburg. Es ist Mitt-
wochfrüh, gegen 3 Uhr. Eine junge Frau tanzt in sich versunken in ihrem Zim-
mer. Plötzlich fängt etwas ihre Aufmerksamkeit  ... Durch die dünnen Gardi-
nen schimmert ein unbekanntes orangenes Licht. Aufgeregtes Stimmenge-
wirr dringt an ihre Ohren. FEUER! In Windeseile weckt sie ihre drei Brüder, 
die aus dem Tiefschlaf gerissen mit vereinten Kräften die vier Familien und 
über zehn Kinder aus dem brennenden Haus retten und in ihre eigene Woh-
nung in Sicherheit bringen. Dann zurück zum Feuer – versuchen, es einzu-
dämmen – Feuerlöscher – marsch! Doch was ist das?! Schon nach wenigen 
Sekunden versiegt der löschende Schaum. Der älteste Bruder rennt los, um 
weitere zu holen, rutscht im Schneematsch aus, fällt, schürft sich das Bein 
auf, rappelt sich wieder auf, rennt weiter … und zurück. Doch sie müssen zu 
ihrem Entsetzen feststellen, dass alle Feuerlöscher nur zu einem Bruchteil 
gefüllt sind. So verbrauchen sie schließlich 25 Stück, bis sich nach einer hal-
ben Stunde die längst gerufene Feuerwehr bequemt, doch noch zu kommen. 
Ohne Eile löscht sie in voller Montur samt Atemschutz den Rest des Feuers. 

Danach kein Wort des Dankes oder Lobes, keine Geste der Anerken-
nung oder Wertschätzung für die mutigen Retter, die sich Feuer und 
Rauch völlig ungeschützt entgegenstellten. Auch keine Frage nach 

ihrem Befinden. Weder von den Rettungssanitätern noch den zuständigen 
Sozialarbeitern. Keine medizinische Abklärung einer Rauchvergiftung. Nicht 
einmal mediale Berichterstattung. Lediglich eine Farce von Pressemitteilung 
der Feuerwehr. Nur, weil sie nicht von hier sind?!

Wo bleiben die Beschwerden? fragt Enno Bunger mir aus der Seele. Wie 
ein Herzschlag pulsiert der Bass, der sich sukzessive lauter werdend in die 
melancholisch-sphärischen Synthesizer-Klänge mischt. So entfaltet sich 
schon im Intro eine bedrückende Atmosphäre, entwebt sich ein unheilvol-
ler Sound-Teppich, über den Enno Bunger die bitteren Worte spricht. In sei-
ner Stimme vibriert sein Schock, seine Fassungslosigkeit, die sich auch in 
seinen Zeilen, seinen Fragen über Fragen ausdrückt.

Die Musik baut und bauscht sich mehrfach auf, erreicht einen Gipfel und 
bricht wieder zusammen. Jedes Mal kommen andere Elemente dazu. 
Die gesprochenen Strophen sind mit hörspielhaften Geräuschen un-

terlegt, der Refrain gesungen. 

In der letzten Strophe brechen seine Wut und Verzweiflung über die sich aus-
breitende Unmenschlichkeit – ob als Hass und Gewalt oder unter dem nicht 
minder gefährlichen Deckmantel der Gleichgültigkeit – mit voller Wucht he-
raus, Zeile für Zeile mehr, der Sprechgesang wird immer mehr zum Schrei. 
Einem Aufschrei der Menschlichkeit. Wie das ganze Lied ein Aufruf ist. Ein 
Aufruf, Ohren und Herzen zu öffnen, um der herrschenden Ignoranz zu wi-
derstehen. Ein Aufruf, Augen und Mund aufzumachen, um sich der Grau-
samkeit zu widersetzen.

Enno Bunger

Wo bleiben die Beschwerden?

besprochen von Nora Krohn

Feuilleton
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Portrait Monika Tietkes Herz 
schlägt für zwei Themen: Ökolo-
gischer Landbau und Anti-Atom-
Widerstand. Helga Wallat hat sie 
besucht.

Ihr erster Kontakt zum Wendland 
liegt vierzig Jahre zurück.  1978 
besuchte die Frau, die heute im 

Wendland nur als „Moni“ bekannt 
ist, mit Berliner Anti-AKW-Grup-
pen ein Gorleben-Sommercamp 
in Gartow und dabei eine Demo. 
Gemäß der damals politisch an-
gesagten Losung, Kontakte zur 
einheimischen Bevölkerung zu 
knüpfen, wurden von dort, neben 
den Diskussionen um den Anti-
AKW-Widerstand, auch Ernteein-
sätze bei wendländischen Bauern 
organisiert. So verbrachte Moni-
ka – statt mit den ihr schon aus 
Berlin sattsam bekannten Debat-
ten – zunehmend mehr Zeit auf ei-
nem Bauernhof in Prezelle. Hier 
entwickelte sich ihre Liebe zum 
Wendland, die später durch eine 
ganz persönliche Liebe ergänzt 
werden sollte. Bis zum Ende ih-
res Studiums pendelte sie regel-
mäßig ins Wendland, unterstütz-
te die BI-Aktionen um Gorleben 
und bekam Kontakt zur Bäuerli-
chen Notgemeinschaft, der sie bis 
heute als aktives Mitglied ange-

hört. Nicht nur die spektakulären, 
großen Trecker-Demos in Hanno-
ver und Berlin, auch die vielen An-
ti-AKW-Aktionen in Lüchow-Dan-
nenberg prägten das Selbstver-
ständnis der Bauern, die sich laut-
stark gegen die Atomanlagen in 
Gorleben zur Wehr setzten. 
Anfang der 80er-Jahre zog Moni-
ka ganz ins Wendland und heira-
tete Eckhart Tietke, einen aktiven 
Anti-Gorleben-Bauern aus Groß-
Breese. Hier hatte die Schwieger-
mutter – angeregt durch die Nach-
frage eines Berliner Projektes – 
schon mit einem ersten Bio-Ge-
müse-Anbau gestartet. Ab 1980 
stellten Tietkes den Hof komplett 
auf Bio um, seit 1988 führt er das 
Zertifikat „Anerkannter Bioland-
Betrieb“. Besonders erwähnens-
wert findet Monika, dass ihre 
Schwiegereltern die Umstellung 
mitgetragen haben, die damals 
ein Schwimmen gegen den Strom 
bedeutete. Die Vermarktung lief 
über kleine Initiativen, Bioläden, 
Privatkunden im Umland und bis 
nach Hamburg. Und sie war er-
folgreich: Der eigene Hofladen 
konnte die Nachfrage bald nicht 
mehr befriedigen, also eröffne-
te Monika einen Bioladen in Gar-
tow, den sie bis 2009 führte. Par-
allel dazu war sie vier Jahre lang 
zuständig für die Vermarktung 
der Voelkel-Produkte im konven-
tionellen Lebensmittelhandel. Ei-
ne erfolgreiche und lernintensive 
Zeit. Und eine sehr reiseintensive!
„Ganz nebenbei“ gab es natürlich 

Gesicht und
Stimme
der Bauern

auch noch die Arbeit auf dem Hof 
und eine Familie mit zwei Kindern, 
die zum Glück die Aktivitäten der 
Eltern unterstützten und mit den 
familiären Ausnahmezuständen 
während der Castortransporte gut 
zurechtkamen. 
Seit die Vermarktungswege für 
Bio einfacher geworden und die 
Produkte inzwischen in jedem Su-
permarkt zu finden sind, spielt die 
Direktvermarktung nur noch eine 
untergeordnete Rolle. Heute kon-
zentrieren sich Tietkes auf Anbau 
und Vermarktung von Bio-Kartof-
feln: Seit neun Jahren ist Moni-
ka Geschäftsführerin der bundes-
weiten Interessengemeinschaft 
Bio-Kartoffel-Erzeuger (BKE), 
die sich als Bindeglied zwischen 
Landwirtschaft und dem Lebens-
mitteleinzelhandel versteht und 
das Bewusstsein für ökologisch 
erzeugte Produkte und das Wis-
sen über ihre Herkunft fördern 
will. Und sie reist wieder viel und 
freut sich, dass Gorleben nicht nur 
bundesweit, sondern auch inter-
national bekannt ist und die Erfah-
rungen der wendländischen An-
ti-AKW-Bewegung gefragt sind. 
Unabhängig von ihrer jeweiligen 
beruflichen Tätigkeit war und ist 
Monika immer im Einsatz für die 
Bäuerliche Notgemeinschaft, de-
ren Anliegen sie bei zahlreichen 
regionalen und bundesweiten Ak-
tionen eine Stimme verleiht. 
Monikas Resümee: „Es wird nie 
langweilig! Und es kommt immer 
etwas Neues dazu.“
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Wer die „Gorleben Rundschau” liest und ein solches Bild aus der 
Elbtalaue sieht, könnte unwillkürlich auf den Gedanken kom-
men: „Strahlung!” Und das stimmt in gewisser Weise, aber  

glücklicherweise handelt es sich bei dem orangefarbenen Licht nicht 
um radioaktive Strahlung, obwohl der helle Fleck am linken Bildrand 
tatsächlich von den Atomanlagen in Gorleben ausgeht. Die dortige Be-
leuchtung des Industriekomplex’ verursacht, wie der Sky-Shine der Stadt 
Dannenberg rechts im Foto, eine enorme Lichtverschmutzung. Darun-
ter leiden mittlerweile weite Teile Deutschlands, und auch das so abge-

schiedene Wendland bleibt davon 
nicht gänzlich verschont. Fotograf  
Helmut Schnieder weiß zu berich-
ten, dass in Nächten mit hoher Be-
wölkung auf seinen Fotos mit ext-
rem langer Belichtungszeit sogar 
noch der Lichtsmog Berlins zu er-
kennen ist. Und wieder gilt: „Denk’ 
ich an Deutschland in der Nacht ...”



Bürgerinitiative Umweltschutz 
Lüchow-Dannenberg e. V.
Rosenstraße 20 • 29439 Lüchow
Mo, Mi, Fr: 9 – 16 Uhr • Di, Do: 9 – 18 Uhr
 05841 - 4684
buero@bi-luechow-dannenberg.de
www.bi-luechow-dannenberg.de

Liebe BI, jetzt will ich auch was tun!

Name................................................................. Vorname...................................................................... 

Straße................................................................ Hausnummer..........................................................

PLZ, Ort............................................................. E-Mail......................................................................

Datum................................................................ Unterschrift.......................................................... 

Ich möchte eins von über 1000 Mitgliedern der BI werden. Bitte schicken Sie den Aufnahme- 
antrag per Post oder E-Mail (Jahresbeitrag Standard: € 50; Familie: € 60; reduziert: € 15).

Ich möchte die „Gorleben Rundschau” künftig regelmäßig (6 x im Jahr) und weiteres Info- 
material unregelmäßig zugeschickt bekommen (jew. kostenlos).

Ich unterstütze Sie mit einer (regelmäßigen) Spende.  Bitte buchen Sie von meinem Konto ab:

einmalig EUR ....................

monatlich EUR ....................

Kontoinhaber.............................................. Name der Bank............................................................

BIC................................................................ IBAN.......................................................................

Ich möchte Ihnen meine Spende lieber per Überweisung oder Dauerauftrag zukommen lassen:

BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V. •  Sparkasse Uelzen Lüchow-Dannenberg
IBAN: DE24 2585 0110 0044 0607 21 • BIC: NOLADE21UEL

Bitte das ausgefüllte Formular per Post an: 
BI Umweltschutz Lüchow-Dannenberg, Rosenstraße 20, 29439 Lüchow
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BUEN VIVIR
29. Juni  2018 | 19 Uhr | Verdo | Hitzacker

„Wachstum“ ist der Begriff, an dem sich die Debatte um neue 
Wirtschaftsmodelle und Konzepte zur Überwindung des globa-
lisierten Kapitalismus entzündet. Die Erkenntnis des Club of Ro-
me, dass ungebremstes Wirtschaftswachstum unsere Welt zer-
stört, steht weiter im Raum. Der Ökonom und ehemalige Ener-
gieminister Ecuadors, Alberto Acosta, entwirft unter der Prämis-
se, dass die Mehrheit der Bevölkerung und unser ganzer Planet 
unter dem jetzigen wachstumsorientierten System leiden, die 
Vision eines „guten Lebens“ in Anlehnung an Vorstellungen der 
indigenen Völker Lateinamerikas. Es ist ein Gegenentwurf und 
eine Alternative zu Entwicklung und Wachstum zugunsten hö-
herer Lebensqualität für alle ohne weitere Umweltzerstörung.

Alberto  Acosta | Niko  Paech | Grupo  Sal


